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 60 Jahre 
erfolgreiche Verbands-

politik für das Zivil personal 
in der Bundeswehr

Von den Anfängen bis  
in die heutige Zeit
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Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser,

wenn Sie heute die neueste Ausgabe des 
VBB-Magazins in Händen halten, wun-
dern Sie sich vielleicht über das äußere 
Erscheinungsbild.

Wir haben das Deckblatt aus besonde-
rem Anlass einmalig anders gestaltet. 

In diesem Jahr feiert der Verband der Be-
amten der Bundeswehr e.V. (VBB) unter 
Einschluss seiner beiden Vorläuferver-
bände, dessen „Rechtsnachfolger“ der 
VBB ist, seinen 60. Geburtstag. Wir bli-
cken auf 60 Jahre überaus erfolgreicher 
Verbandspolitik zurück. Das war für uns 
Grund genug, auch mit dem Inhalt die-
sem Jubiläum zu entsprechen und die 
von Ihnen sonst gewohnte Berichterstat-
tung zu aktuellen Themen in die nächste 
Ausgabe zu legen. Sie finden folglich auf 
den ersten Seiten einen historischen 
Rückblick in die Gründerzeit mit den je-
weils handelnden Personen ausführlicher 
dargestellt. Die letzten vier Dekaden sind 
mit Themen, Misserfolgen, aber natür-
lich auch Erfolgen der Verbandsarbeit 

dargestellt – sozusagen im Zeitraffer 
und ohne Anspruch auf Vollständigkeit. 
Alles unterlegt mit Bildern aus der jewei-
ligen Zeit. Auf eine gesonderte Chronik 
haben wir verzichtet, da uns der zeitliche 
Abstand zur Chronik aus Anlass des 
50-jährigen Bestehens zu kurz erschien.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

was am 20. Januar 1956 im Hotel „Bergi-
scher Hof“ in Bonn mit den Vorbereitun-
gen zur Gründung des Verbandes der Be-
amten der Deutschen Wehrverwaltung 
(VBDW) seinen Anfang nahm und über 
die Gründung des Bundes der Beamten 
der Deutschen Bundeswehr im Deut-
schen Beamtenbund (später Bund der 
Beamten der Bundeswehr – BBB) am 
14. Juli 1958 zur Fusion und dem Rechts-
nachfolger, dem Verband der Beamten 
der Bundeswehr (VBB), führte, kann aus 
heutiger Sicht mit Fug und Recht als 
 Erfolgsgeschichte bezeichnet werden. 

Herausragende Persönlichkeiten wie der 
damalige Ministerialrat und spätere Mi-
nisterialdirektor und Hauptabteilungs-
leiter Administration, Ernst Wirmer, der 
Ministerialdirektor Volkmar Hopf (später 
Staatssekretär im BMVg und Präsident 
des Bundesrechnungshofes) für den 
VBDW oder Ministerialrat Heinrich 
Frahm für den BBB sind neben anderen, 
die prägenden Personen in den Gründer- 
und Aufbaujahren der Bundeswehr. Es 
ist in der Folge gerade Ernst Wirmer, der 
sich zusammen mit dem damaligen Mi-
nisterialrat und späteren CDU-Bundes-
vorsitzenden Rainer Barzel nachhaltig 
und mit Erfolg für eine zivile und eigen-
ständige Wehrverwaltung eingesetzt 
hat. Auch ein Erfolgsmodell, in dessen 
Fahrwasser der VBDW, der BBB und spä-
ter der Verband der Beamten der Bun-
deswehr sich zu der maßgeblichen Inter-
essenvertretung für Beamtinnen und 
Beamte in der Bundeswehr entwickeln 
konnten. Und das in einer Institution, die 
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durchaus gegen die Interessen 
vieler Soldaten etabliert wur-
de. 

Während Ernst Wirmer bereits 
Anfang der fünfziger Jahre im 
sogenannten Amt Blank für 
eine strikte Trennung des Mili-
tärischen vom Verwaltungs-
technischen eintrat, war es auf 
der anderen Seite im Besonde-
ren der ehemalige Generalin-
tendant der Deutschen Wehr-
macht und spätere Präsident 
der Wehrbereichsverwaltung 
III, Gerhard Loosch, der sich für 
ein Intendantur-System mit 
Militärbeamten starkmachte. 
Rainer Barzel war es im Übri-
gen auch, der am 28. Oktober 
1955 auf einen Beschluss des 
Bundesrates vom 19. Juni 1955 
hinwies, dass „Soldaten aus-
schließlich in der Truppe 
verwendet … und die Verwal-
tung zivilen Behörden anver-
traut werde“. Und weiter: „Ich 
habe jedoch die Pflicht, darauf 
hinzuweisen, dass dies nach 
der Auffassung der Regierung 
des Landes Nordrhein-Westfa-
len ein fundamentaler Grund-
satz ist und dass deshalb erwo-

gen werden könnte, diesen 
Grundsatz im Grundgesetz 
selbst zu verankern.“ Und da 
sage mal einer, Geschichte wie-
derhole sich nicht. Am Rande 
sei erwähnt, dass es die Solda-
tinnen und Soldaten Ernst Wir-
mer zu danken haben, dass 
über einen entsprechenden Er-
lass die Koalitionsfreiheit für 
Soldaten anerkannt wurde, 
Dass dieser sogenannte Ge-
werkschaftserlass 1966 zum 
Rücktritt des damaligen Gene-
ralsinspekteurs Heinz Trettner 
führte, weil er sich übergangen 
fühlte, ist mehr als eine Rand-
notiz, ist sie doch der Ab-
schluss einer bestehenden Ri-
valität zwischen den beiden 
handelnden Personen.

Wer sich, liebe Leserin und lie-
ber Leser, ernsthaft mit dem 
Handeln unseres Verbandes 
auseinandersetzt und verste-
hen will, warum sich der Ver-
band der Beamten der Bundes-
wehr über Generationen und 
mit den Vorsitzenden Ernst 
Wirmer, Herbert Frahm, Dr. Ge-
org Kreuzer, Lothar Beer und 
Thorolf Schulte nicht nur mit 

den klassischen Verbandsthe-
men Besoldung, Planstellen, 
Bewertung von Dienstposten 
und der Durchlässigkeit zwi-
schen den Laufbahngruppen 
auseinandersetzt, sondern sich 
stets aus der Geschichte her-
aus auch für den Bestand und 
in diesem Sinne der Weiterent-
wicklung der Institution Bun-
deswehrverwaltung und deren 
Verankerung im Grundgesetz 
eingesetzt hat, wird in diesem 
Heft hoffentlich einen Teil der 
Antwort finden.

Wer seine Vergangenheit ver-
gisst, hat keine Zukunft. Oder 
um mit Joseph Joubert zu spre-
chen: „Wer für die Zukunft sor-
gen will, muss die Vergangen-
heit mit Ehrfurcht und die 
Gegenwart mit Misstrauen 
aufnehmen.“ Diesen Grundsät-
zen fühlt sich der Verband der 
Beamten der Bundeswehr ges-
tern, heute und morgen ver-
pflichtet.

Ich nehme die Gelegenheit 
wahr, um mich bei allen Mit-
gliedern des Verbandes der Be-
amten der Bundeswehr und 

seiner beiden Vorläuferverbän-
de für ihre Treue zu bedanken. 
In diesen Dank schließe ich alle 
mit ein, die, auf welcher ver-
bandlichen Ebene oder in wel-
cher Funktion auch immer, Ver-
antwortung in diesem Verband 
übernommen haben. Dazu ge-
hören selbstverständlich auch 
alle ehemaligen und derzeiti-
gen Mitarbeiterinnen der Bun-
desgeschäftsstelle, ohne deren 
engagiertes Mitwirken eine Or-
ganisation wie unser VBB nicht 
funktionieren kann. 

Ich hoffe, Sie haben beim Lesen 
genauso viel Freude, wie wir  
in der Bundesgeschäftsstelle 
beim Zusammenstellen der 
Texte und Bilder aus sechs 
Jahrzehnten. 

Ad multos annos, VBB.

 
Herzlichst

Ihr

Wolfram Kamm

60
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liebe Mitglieder des VBB,

die Bundeswehr hat in den vergangenen sechs Jahr-
zehnten einen ständigen, oft auch tief greifenden 
Wandel erfahren. Stets aber hatte sie verlässliche Be-
gleiter an ihrer Seite, die für Kontinuität stehen – 
treue Weggefährten wie den Verband der Beamten 
der Bundeswehr e.V. (VBB). Der VBB ist in den 60 Jah-
ren seines Bestehens immer ein kritischer, fairer und 
konstruktiver Partner gewesen, der sich gemeinsam 
mit dem Deutschen Beamtenbund nachhaltig für die 
berufspolitischen, sozialen und rechtlichen Belange 
seiner Mitglieder einsetzt.

Dieser enge Schulterschluss ist wichtig, um aktuelle 
und künftige Herausforderungen gemeinsam zu meis-
tern. Die Bandbreite reicht vom demografischen Wan-
del bis hin zu einem hochdynamischen Sicherheitsum-
feld, das die Bundeswehr vor wachsende Aufgaben 
stellt. Bei ihrem Auftrag stützen sich die Streitkräfte 
auf eine starke Verwaltung als „Rückgrat“ – und damit 
ganz besonders auch auf leistungsfähige Beamtinnen 
und Beamte in allen Organisationsbereichen. Mit der 
Trendwende „Personal“ haben wir hier die Weichen 
neu gestellt: Durch eine konsequente Einstellungsför-
derung setzen wir ein kraftvolles Signal, um die Bun-
deswehr als attraktiven Arbeitgeber auch für Beam-
tinnen und Beamte zu positionieren.

Ich freue mich, dass wir den VBB bei diesem wichtigen 
Anliegen auf unserer Seite haben. Zu seinem 60-jähri-
gen Bestehen gratuliere ich von Herzen, verbunden 
mit guten Wünschen für die Zukunft und  einem gro-
ßen Dank für sein Engagement zum Wohle der Men-
schen in unserer Bundeswehr.

Ihre 

Dr. Ursula von der Leyen
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Grußwort des Bundesvorsitzenden  
des dbb beamtenbund und tarifunion, 
Herr Klaus Dauerstädt
60 Jahre VBB – dieses Jubiläum ist natürlich auch mit 
60 Jahren Bundeswehr in Deutschland verbunden: 
von der Armee im Kalten Krieg über die Armee der 
Einheit bis zur Armee im Einsatz mit ihren vielfältigen 
humanitären Aufgaben in der Krisenbewältigung und 
Konfliktverhütung.

Die Wehrverwaltung hat – wie die Bundeswehr insge-
samt – in den vergangenen Jahren vielfache Heraus-
forderungen durch neue und veränderte Aufgaben 
 bewältigen müssen: von Strukturreformen und Auf-
gabenverlagerungen und Aufgabenzuwächsen sind – 
nicht zuletzt durch die Bewältigung der Flüchtlings-
situation – viele Bundesbehörden betroffen.

Struktur- und Reformprozesse führen bei den Beschäf-
tigten zu Verunsicherungen; dabei leisten die Kollegin-
nen und Kollegen einen großen Einsatz für die Belan-
ge der Bundeswehr. Umso wichtiger ist es, dass die 
Politik Prioritäten setzt: die Verwaltung ist nach stän-
digen Kürzungen und Wiederbesetzungssperren „auf 
Kante genäht“ – es gibt keine Reserven mehr.

Die Politik ist mehr denn je gefordert, für eine aufga-
bengerechte Personalausstattung zu sorgen. Der 
 öffentliche Dienst benötigt Planungssicherheit und 
Verlässlichkeit als wesentliche Voraussetzung für sei-
ne Zukunftsfähigkeit. Die Entscheidungen der Politik, 
weitere Stellen bei der Bundeswehr zu genehmigen, 
sind ein erstes Zeichen, ob sie jedoch ausreichen wer-
den, wird sich angesichts veränderter sicherheitspoli-
tischer Rahmenbedingungen und verstärkter humani-
tärer Einsätze zeigen.

Zivile Beschäftigte wie Soldaten werden gleicherma-
ßen mit dem spürbaren demografischen Wandel kon-
frontiert, der den öffentlichen Dienst insgesamt in 
den kommenden Jahren vor große Herausforderungen 
stellen wird. Dafür sind bereits jetzt die richtigen per-
sonalpolitischen Weichen zu stellen.

Wenn es gelingen soll, genügend motivierten Nach-
wuchs zu gewinnen, müssen wir gemeinsam attrakti-
ve Arbeitsumfelder mit klaren beruflichen Perspekti-
ven schaffen. Denn letztlich bedroht die verfehlte 

Personalpolitik der vergangenen Jahre mit ihren Kür-
zungen die Funktionsfähigkeit des öffentlichen Diens-
tes und gefährdet innere wie äußere Sicherheit.

Als maßgebliche und mitgliederstarke Organisation 
innerhalb des dbb und als mitgliederstärkste Organi-
sation für die Beamtinnen und Beamten in der Bun-
deswehr vertritt der VBB deren Interessen und ist in 
den vielen Fragen zur Verbesserung des dienstrecht-
lichen Rahmens gefordert. 

Der dbb steht auch künftig als verlässlicher Ansprech-
partner für alle Themen der Bundeswehr und der 
Wehrverwaltung an der Seite des VBB und wird ihn 
nach besten Kräften dabei unterstützen, seine berufs-
politischen Forderungen durchzusetzen.

In diesem Sinne gratuliert der dbb herzlich zum 
60-jährigen Jubiläum des VBB: Wir wünschen den 
 Kolleginnen und Kollegen viel Erfolg und Tatkraft bei 
der Durchsetzung ihrer berufspolitischen Interessen!

Ihr

  
Klaus Dauderstädt
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1956 bis 1962 – Gründung und erste Anfänge
Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr entstand aus zwei 
Vorläuferverbänden:

1.  Dem Verband der Beamten 
der Deutschen Wehrverwal-
tung e.V. (VDBW) im Allge-
meinen Beamtenschutzbund 
(ABSB), gegründet am 20. Ja-
nuar 1956 im Bonner Hotel 
„Bergischer Hof“.

Insgesamt acht Kollegen trafen 
sich an diesem Tag, um den 
Gründungsversuch einer Inte-
ressenvertretung für die Beam-
ten der Bundeswehrverwal-
tung zu unternehmen, im 
Hotel „Bergischer Hof“ in 
Bonn. In Anwesenheit des Prä-
sidenten des „Allgemeinen Be-
amtenschutzbundes – ABSB –“, 
Präsident a.D. Gärtner, wagte 
der damalige Regierungsober-
inspektor Heinz Gollenbeck, 
der mit den Vorarbeiten beauf-
tragt war, gemeinsam mit den 
Kollegen Kohbarg, Paglasch, 
Möller, Stein, Hoppe und Link 
diesen Versuch.

Mitglieder wurden geworben 
und am 4. Dezember 1956 in 
einer ersten Mitgliederver-
sammlung eine Satzung be-
schlossen und ein Vorstand 
 gewählt.

Erster Vorsitzender wurde der 
damalige Ministerialdirigent 
Ernst Wirmer, später Ministeri-
aldirektor und Leiter der 
Hauptabteilung Administrati-
on im BMVg.

Zu Stellvertretern wurden die 
Kollegen Dr. Albert Klas und 
Hermann Polle gewählt. Weite-
re Vorstandsmitglieder dieses 
Verbandes waren der spätere 
Staatssekretär im BMVg und 
Präsident des Bundesrech-
nungshofes, Volkmar Hopf,  
sowie die Kollegen Dr. Jeß,  
Pätzold, Gollenbeck, Stein und 
Kröger.

Mit der Verabschiedung der 
Satzung änderte der Verband 
seinen bisherigen Namen in 

„Verband der Beamten der 
Bundeswehrverwaltung 
(VBBV) im Allgemeinen Beam-
tenschutzbund“.

2.  Dem Bund der Beamten der 
Deutschen Bundeswehr e.V. 
(BBBw) im Deutschen Beam-
tenbund, der sich am 13. Juli 
1956 im Bonner Hotel  
„Zäske“ gründete, einer 
Gastwirtschaft nahe dem 
damaligen Sitz des Bundes-
ministeriums der Verteidi-
gung in der Ermekeilkaserne.

Insgesamt folgten der Einla-
dung 31 Kollegen. Die Initiative 
ging aus vom damaligen Amts-
rat Walter Reschke. Der dbb 
hatte seinen damaligen zwei-
ten Vorsitzenden Alfred Krause 
als Geburtshelfer entsandt. 
Am 14. Juli 1958 gab sich der 
Verband in einer konstituieren-
den Sitzung eine Satzung und 
die erschienenen 42 Mitglieder 
wählten einen Vorstand. Erster 
Vorsitzender wurde der dama-
lige Ministerialrat Heinrich 
Frahm. Der Vorstand komplet-
tierte sich mit den Kollegen 
Walter Reschke, Heinz Brandt, 
Martin Krinze, Rudolf Knorr, 
Kurt Marchand, Leo Breitter 
 sowie dem mit den Aufgaben 
eines Schriftführers betrauten 
Kollegen Regierungsoberins-
pektor Werner Karrasch. Der 
Verband gab sich nunmehr den 
Namen „Bund der Beamten der 
Bundeswehr im Deutschen Be-
amtenbund (BBBw)“.

Aus dem Umstand, dass zwei 
Beamtenverbände in einem 
Bundesressort mit nahezu 
demselben Programm und bei-
de in der Spitzenorganisation 
vertreten waren, sich eher kon-
kurrenzierend gegenüberstün-
den und damit den Interessen 
der Mitglieder zuwiderlaufen 
würden, reifte sehr schnell die 
Erkenntnis, dass nur ein einzi-
ger Verband die Schlagkraft 
hätte, sachgerechte Interes-
senvertretung in der Spitzenor-
ganisation dbb und im Bereich 
der Bundeswehr zu betreiben. 

Es war deshalb nur konse-
quent, den bestehenden Zu-
stand zu beenden.

Am 21. Oktober 1960 lösten 
sich beide Verbände formal 
auf. Der Zusammenschluss er-
folgte noch am selben Tage auf 
einer Gründungsversammlung 
im Veranstaltungshaus des 
Bonner Bürgervereins in Bonn, 
dem Domizil des späteren Bon-
ner Stadttheaters, auf dessen 
Grundstück das heutige Hotel 
Bristol erbaut ist.

Unter der Präsidentenschaft 
des Kollegen Karl Zirkel (Mün-
chen) fassten die Delegierten 
folgenden Beschluss:

 < Beschluss

Die als Vertreter des Verbandes 
der Beamten der Bundeswehr-
verwaltung e. V. (VBBV) im All-
gemeinen Beamtenschutzbund 

(ABSB) und des Bundes der Be-
amten der Bundeswehr e. V. 
(BBBw) im Deutschen Beam-
tenbund in Bonn versammel-
ten Delegierten fassen folgen-
den Beschluss:

1.  Nachdem sich der VBBV und 
der BBBw durch die Be-
schlüsse ihrer zuständigen 
Organe vom 21. Oktober 
1960 aufgelöst haben, wird 
der „Verband der Beamten 
der Bundeswehr (VBB)“ mit 
dem Sitz in Bonn gegründet.

2.  Er gibt sich die beigefügte 
Satzung und Geschäftsord-
nung.

3.  Über die Frage eines späte-
ren Anschlusses des VBB an 
eine Spitzenorganistion 
wird nicht vor Ablauf von 
zwei Jahren vom Zeitpunkt 
seiner Gründung ab ent-
schieden.
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4.  Der erste Vorstand des 
VBB wird abweichend 
von der Satzung für ein 
Jahr gewählt. Frühestens 
einen Monat vor oder 
spätestens einen Monat 
nach Ablauf dieses Zeit-
raums ist ein Vertreter-
tag nach § 8 der Satzung 
einzuberufen.             

Der Vorstand des VBB setzt 
sich wie folgt zusammen:

Vorsitzender: 
Oberregierungsrat Dr. Kreuzer, 
Bonn

Zwei stellvertretende Vorsit-
zende: 
Regierungsoberamtmann 
 Angersbach, Wiesbaden 
Regierungsoberamtmann 
Frost, Hannover

Zwei Schriftführer: 
Amtsrat Hoppe, Bonn 
Regierungsamtmann Karrasch, 
Bonn

Schatzmeister: 
Regierungsamtmann Meyer, 
Bonn

Drei weitere Vorstands-
mitglieder: 
Regierungsrat Trottenberg, 
Bonn 
Amtsrat Kröger, Bonn 
Regierungshauptsekretär  
Semmler, Bonn.

Der VBB war geboren.

Die „Geburtsurkunde“ lieferte 
das Registergericht: 
Beglaubigte Abschrift 
Amtsgericht, Abt. 19 
– 19 VR 1686 – 
Bonn, den 24. Mai 1961

 < Eintragungsnachricht

In das Vereinsregister wurde 
heute unter der Nr. 1686 Fol-
gendes eingetragen:

Spalte 1 
(Nummer der Eintragung): 1

Spalte 2  
(Name und Sitz des Vereins): 
Verband der Beamten der  
Bundeswehr, Bonn  
(Herwarthstraße 12)

Spalte 3 (Satzung):  
Die Satzung ist am 21. Oktober 
1960 errichtet. Der Vorstand 
besteht aus dem Vorsitzenden 
und höchs tens sechs weiteren 
Mitgliedern, darunter zwei 
Schriftführern und einem 
Schatzmeister. Der Vorsitzende 
und die beiden stellvertreten-
den Vorsitzenden bilden den 
Vorstand im Sinne des § 26 
BGB. Zur gerichtlichen und au-
ßergerichtlichen Vertretung 
sind sie einzeln oder gemein-
sam berechtigt, auch zur Abga-
be rechtsgeschäftlicher Erklä-
rungen (Bl. 16 d. Reg. A.).

Spalte 4 (Vorstand): 
Dr. Georg Kreuzer, Ministerial-
rat, Beuel – Vorsitzender 

Justus Angersbach, Regie-
rungsoberamtmann, Wiesba-
den –  
stellvertretender Vorsitzender 
Herbert Frost, Regierungsober-
amtmann, Hannover – stell-
vertretender Vorsitzender 
(Bl. 7 d. Reg. A.) gez. Oberdick, 
 Justizangestellter 
Auf Anordnung 
gez. Schäfer, Justizangestellter

Damit hatten die inhaltsglei-
chen Bestrebungen beider Ver-
bände, eine starke, einheitliche 
Standes- und Interessenver-
tretung der Bundeswehrbeam-
ten zu schaffen, zum Ziel ge-
führt.

Seit diesem Zeitpunkt gaben 
sich die beiden vereinigten 
Verbände mit der Bezeichnung  
„Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) im 
Deutschen Beamtenbund“ den 
bis heute gültigen Namen 
(2001 an die neue Schreibwei-
se des dbb angepasst: Verband 
der Beamten der Bundeswehr 
e.V. (VBB) im dbb beamten-
bund und tarifunion).

In Würdigung der Leistungen 
der Gründungsmitglieder und 

deshalb unter Einbeziehung 
der Gründerzeit feiert der VBB 
richtigerweise in diesem Jahre 
sein 50-jähriges Bestehen.

Die Vorsitzenden der beiden 
dann aufgelösten Verbände 
waren Ministerialdirigent Dr. 
Albert Klas (VBBV) und Minis-
terialdirigent Heinrich Frahm 
(BBBw), im Jahre 1966 zum 
Staatssekretär im Wirtschafts- 
und Verkehrsministerium des 
Landes Schleswig-Holstein be-
rufen. Zum ersten Bundesvor-
sitzenden des VBB wurde am 
21. Oktober 1960 Dr. Georg 
Kreuzer gewählt, der dieses 
Amt bis zum 10. Dezember 
1964 beklei dete. 

 < Erste beamten-
politische Ziele

 > Bekenntnis zu den bewähr-
ten Grundsätzen des Berufs-
beamtentums.

 > Erstreben des berufsständi-
schen Zusammenschlusses 
der Beamten aller Laufbah-
nen im Bereich des Bundes-
ministers der Verteidigung. 
Ein Spiegelbild der Aufgaben-
vielfalt, die von Beamtinnen 
und Beamten zu bewältigen 

 < Volkmar Hopf, 
Vorstandsmitglied des VDBW.
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 < Ernst Wirmer,  
Gründungsvorsitzender des 
VDBW.

 < Dr. Albert Klas,  
stellvertretender Vorsitzender 
des VDBW, später dessen Vorsit-
zender.

 < Heinz Gollenbeck, 
Vorstandsmitglied des VDBW.
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sind, zeigen die differenzier-
ten Laufbahnen. Neben dem 
nichttechnischen Dienst ste-
hen die Beamtinnen und Be-
amten des technischen 
Dienstes mit ihren unter-
schiedlichen wehrtechnischen 
Fachrichtungen wie bei-
spielsweise Maschinenbau, 
Elektrotechnik, Feinmechanik 
und Optik, Flugzeugbau so-
wie Bauingenieurwesen. Hin-
zu kommen die besonderen 
Fachrichtungen wie bei-
spielsweise Fachschuldienst, 
Geophysikalischer Bera-
tungsdienst, Medizinal-
dienst, Berufsförderungs-
dienst, Psychologischer 
Dienst, Sprachen- und Biblio-
theksdienst.

 > Mitgliedschaft in einer be-
rufsständischen Spitzenor-
ganisation zur wirksamen 
Durchsetzung beamtenpoli-
tischer Erfordernisse zur 
Weiterentwicklung des Be-
rufsbeamtentums. Dies 
schließt zugleich die Vertre-
tung und Förderung der 
fachlichen und sozialen Be-
lange der Beamten der Bun-
deswehr mit ein.

 > Vertretung der Besonderhei-
ten der Bundeswehrverwal-
tung im Vergleich zu anderen 
zivilen Verwaltungen im dbb.

Zur Verdeutlichung seiner be-
amtenpolitischen Ziele, deren 
Realisierung sowie zur sachge-
rechten Information seiner 

Mitglieder schuf 
der Verband eine 
Informations-
schrift mit der 
ersten Ausgabe 
und dem ersten 
Heft zum Juli 
1962, die bis heu-
te unter der Be-
zeichnung „Der 
Bundeswehrbe-
amte“ herausge-
geben wird. 

Die von den Grün-
dern geborene 
Idee einer einheit-

lichen berufspolitischen Ver-
tretung zeigte ihre zukunfts-
orientierte Richtigkeit darin, 
dass die Mitgliederzahl sich ra-
pide nach oben entwickelte. 
Der Umstand, dass es anfangs 
zwei Verbände waren, trat in-
nerhalb von zwei Jahren völlig 
in den Hintergrund, ein Zei-
chen auch für die Wirksamkeit 
einer erfolgreichen Verbands-
politik. Der II. Bundesvertreter-
tag, das höchste Beschluss-
organ des Verbandes, fand am 
30. November 1962 statt. Der 
Verband verzeichnete zu die-
sem Termin bereits rund 6.000 
Mitglieder. Die 82 Delegierten 
legten die beamtenpolitischen 
Leitlinien für die nächste Legis-
laturperiode fest.

Damit war der Start in das be-
amtenpolitische Leben erfolg-
reich bestanden.

In Bonn, in der Herwarthstra-
ße, wurde die Bundesge-
schäftsstelle eingerichtet. Der 
VBB war damit in vollem Um-
fange für die Zukunft operativ 
funktionsfähig. Die Aufnahme 
in den dbb, der beamtenpoliti-
schen Spitzenorganisation, 
wurde einstimmig auf dem 
Vertretertag 1962 beschlossen. 
Zum neuen Vorsitzenden wur-
de der bisherige Vorsitzende 
Dr. Georg Kreuzer gewählt.

Seine Stellvertreter wurden AR 
Werner Karrasch und ORR Wil-
helm Trottenberg, ROI Georg 
Arndt blieb in bewährter Weise 
Schatzmeister des Verbandes.

Der sinnvolle Zusammen-
schluss der beiden Gründungs-
verbände zeigte in der Zusam-
menarbeit mit der Leitung des 

Ministeriums, der ein streitba-
rer und machtvoller Verband 
für die Interessen der Beamten 
in der Bundeswehr gegenüber-
stand, positive und erfolgrei-
che Auswirkungen; wie dies 
auch die Inanspruchnahme der 
Unterstützung durch den dbb 
allen Beteiligten erleichterte.

Zentrales Thema des Ver-
bandstages war das vom Kabi-
nett beschlossene und von der 
Bundesregierung ohne Anhö-
rung der berufsständischen 
Spitzenorganisation einge-
brachte Bundeswehrbeamten-
gesetz. Der Bundesvertreter-
tag lehnte den Vorlageentwurf 
richtigerweise schon aus die-
sem verfahrensrechtlichen 
Grunde ab und beharrte zu 
Recht auf seinem verbandspo-
litischen Mitwirkungsrecht, für 
einen jungen Verband ein 

 < Ein besonderes Dokument – die Speisekarte am 
Tage der Gründung des VBB im „Bürgerhaus“, Bonn.
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 < Auf der Rückseite der Speisekarte Unterschriften 
unter anderem der Kollegen: Dr. Klas, Dr. Kreuzer, 
Hans Ehrensperger, Erich Westhäuser, Heinz Gollen-
beck, Gutschmidt, Karl Zirkel.

 < Heinrich Frahm, Erster Vorsitzender des BBBw, 
und Dr. Georg Kreuzer, Erster Bundesvorsitzender 
des VBB (von links).
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wichtiger Merkposten. Mit der 
Erarbeitung sachgerechter Ab-
änderungsvorschläge wurde 
eine Arbeitsgruppe beauftragt.

In der Bundeswehrverwaltung 
überschneiden sich zwei Sphä-
ren staatlicher Tätigkeit: Die 
Bundeswehrverwaltung ist Teil 
der „allgemeinen“ Bundesver-
waltung und dient zum Vollzug 
der Aufgaben des Personalwe-
sens und der unmittelbaren 
Deckung des Sachbedarfs der 
Streitkräfte, wie es Art. 87 b 
GG bestimmt. Ein Teil dieser 
Verwaltung ist jedoch integ-
rierter Teil der Bundeswehr 
(Truppe/Kommandostellen/ 
militärische Schulen z. B.) und 
hat im Rahmen geltender Ge-
setze den Erfordernissen der 
Truppe im Frieden und im Ein-
satz zu entsprechen. Verwal-
tungsaufgaben, die die Truppe 
nicht selbst wahrnehmen 
kann, werden deshalb von die-
sem Teil der Bundeswehrver-
waltung durchgeführt. Seit 
Gründung des Verbandes ist es 
eines seiner zentralen Anlie-
gen, dass die sich aus diesen 
Besonderheiten der Wehrver-
waltung ergebenden Proble-
me, wie beispielsweise Stellen-
pläne, Dienstpostenbewertun- 
gen, Laufbahn- und Stellenke-
gel der Beförderungsämter, 
Laufbahnwechsel und Auf-
stiegsfragen, angemessen be-
rücksichtigt werden.

Am 31. Oktober 1962 verab-
schiedete das Kabinett einen 
veränderten Gesetzesentwurf 
und leitete diesen wegen des 
Sachzusammenhanges mit den 

zugleich zu verabschiedenden 
Gesetzen im Rahmen der Not-
standsgesetzgebung dem zu-
stimmungsverpflichteten Bun-
desrat zu. Das daraus folgende 
Gesetz verkürzte allerdings die 
beabsichtigten Regelungen 
ausschließlich auf den Verteidi-
gungsfall (z. B. Uniformpflicht). 
Zu einer auch im Friedensbe-
trieb geltenden zeitgleichen 
doppelten Statuszugehörigkeit 
als Zeitsoldat unter Aufrecht-
erhaltung des zugrunde liegen-
den Beamtenverhältnisses 
konnte sich der Gesetzgeber 
nicht entschließen. Deshalb 
machte der Verband die Integ-
ration der Beamten bei den 
Kommandobehörden und 
Truppen, ihre Laufbahnent-
wicklung und ihre Förderung 
sich seit dieser Zeit in besonde-
rer Weise zu seiner Aufgabe.

 < Wesentliche 
 Grundsätze

Wesentliche Grundsätze für 
verbandsspolitische Arbeit in 
der Öffentlichkeit und in Zu-
sammenarbeit mit dem dbb 
wurden:

 > Eintreten mit einer klaren 
Konzeption für ein starkes 
Berufsbeamtentum;

 > Vertreten der Forderung zur 
Berücksichtigung der Beson-
derheiten im Aufgabenspek-
trum der Bundeswehrbeam-
ten;

 > Festlegung der Organisati-
on des Verbandes mit der 
Gliederung in Bereiche und 
innerhalb dieser in Stand-
ortgruppen, dem eigentli-

 < Gespräch bei der CDU/CSU-Fraktion: VBB-Bundesvorsitzender Dr. Kreu-
zer, Bundesminister a.D. Strauß, stellv. Bundesvorsitzender Karrasch, 
MdB Wagner, stellv. VBB-Bundesvorsitzender Trottenberg (von links).
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chen Kern des Verbandes. 
Ziel war, die unterschiedli-
chen Behörden und Dienst-
stellen der Bundeswehr 

auf der Stand ortebene zur 
gemeinsamen Vertretung 
der Interessen zu bündeln;

 > Herausgabe einer Verbands-

zeitschrift unter dem Namen 
„Der Bundeswehrbeamte“;

 > Einsatz für eine Verbesse-
rung der Ausstattung mit 

 < Gespräch über Grundsatzfragen der Beamten der Bundeswehr:  
Dr. Hülden, Amtsrat Karrasch, Ministerialrat Dr. Kreuzer, Ministerialrat 
Wirsching, der dbb-Bundesvorsitzende Krause, Oberregierungsrat 
 Trottenberg und Regierungsdirektor Wernery (von links).

 < Bundesverteidigungsminister Kai-Uwe von Hassel erörtert mit dem  
VBB die Statusfrage: Der stellv. Bundesvorsitzende des VBB, Amtsrat 
 Karrasch, der Bundesvorsitzende des VBB, Ministerialrat Dr. Kreuzer, 
 Bundesminister von Hassel, der stellv. Bundesvorsitzende des VBB, 
 Oberregierungsrat Trottenberg, der Persönliche Referent des Ministers, 
Oberregierungsrat Dr. Siebe (von links).

 < Bundesvorstand: in der ersten Reihe die Koll. Karrasch, Frahm,  
Dr. Kreuzer, Trottenberg und Arndt (von links).

 < Der VBB führt Gespräche mit dem Deutschen Beamtenbund: Die stell-
vertretenden Bundesvorsitzenden des VBB, Oberregierungsrat Trotten-
berg und Amtsrat Karrasch, der Bundesvorsitzende des Deutschen Be-
amtenbundes, Alfred Krause, der Bundesvorsitzende des VBB, 
Minis terialrat Dr. Kreuzer, und der Schatz meister des VBB, Regierungs-
oberinspektor Arndt (von links).
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sachgerechten Stellenbewer-
tungen in den Laufbahnen 
des einfachen, mittleren,  
gehobenen und höheren 
Dienstes im Hinblick auf eine 
Angleichung mit den ver-
gleichbaren Ausstattungen 
anderer Bundesbehörden. 
Ziel war die Beseitigung der 
durch den späten Aufbau die-
ser Verwaltung entstande-
nen erheblichen Benachteili-
gungen in diesem Sektor;

 > Erfolgreiche Einführung  
eines neuen Spitzenamtes  
im einfachen Dienst (A 4 
Betriebsmeis ter);

 > Forderung nach Verbesse-
rung der Aufstiegsregelun-
gen in die Laufbahnen des 
mittleren und des gehobe-
nen Dienstes. 
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1962 bis 1965 – Aufbauphase
Durchführung des III. Bun-
desvertretertages am 2. bis 
4. Juni 1965, erstmalig in der 
„Rhein-Mosel-Halle“, Kob-
lenz, dem Veranstaltungsort 
sämtlicher weiterer Bundes-
vertretertage bis 2001.

Der bisherige Bundesvorsit-
zende Dr. Georg Kreuzer ver-
zichtete auf eine neue Amts-
periode im Hinblick auf die 
Übernahme seiner neuen 
Aufgabe im Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaf-
fung (BWB) als Abteilungslei-
ter und Direktor BWB. Sein 
Nachfolger wurde Ministeri-
aldirigent Heinrich Frahm. 

Schwerpunkte verbands-
politischer Diskussion im 
Zeitraum 1962 bis zum Ver-
tretertag 1965, der Aufbau-
phase des Verbandes und 
der Bundeswehrverwaltung, 
waren:

 > Der Verband artikuliert sei-
nen berechtigten Anspruch 
auf alleinige Vertretung 
berufspolitischer Interes-
sen der Beamten der Bun-
deswehr gemeinsam mit 
dem dbb, nachdem sich 
seit dem letzten Bundes-
vertretertag die Mitglie-
derzahl mit über 12.000 
verdoppelt hat. Dem Ver-
band schlossen sich zwei 
Fachgruppen an, die Fach-
gruppe „Ehemalige Wehr-
macht“ und die Fachgrup-
pe „Ingenieure“.

 > Die unbefriedigende 
Rechtsstellung der Beam-
ten der Bundeswehr im 
Frieden und im Einsatzfall 
und hier vor allem die Fra-
ge der Rechtsstellung der 
Beamten der Territorialen 
Wehrverwaltung bei Ver-
wicklung in Kampfhand-
lungen (Kombattantensta-
tus ja/nein) und eine 
gesonderte gesetzliche Re-
gelung für die Beamten in 
der Gliederung der Truppe 
(zum Beispiel Truppenver-
waltungsbeamte, Geophy-

sikalischer Beratungs-
dienst).

 > Die Benachteiligung bei der 
Planstellensituation vergli-
chen mit den übrigen Be-
amten im Bundesdienst. Als 
erster Schritt konnten haus-
haltsmäßig 1.655 neue Be-
förderungsplanstellen in 

den parlamentarischen Be-
ratungen im Rahmen einer 
sogenannten „Nachschie-
beliste“ durchgesetzt wer-
den. Damit durchbrach der 
Verband erfolgreich den 
von der Bundesregierung 
festgelegten Grundsatz der 
Haushaltsüberrollung.

 > Mit der vom Verband 
durchgesetzten Abände-
rung der BMVg-internen 
Beförderungsrichtlinien 
gelang es, die Förderung in 
das erste Beförderungsamt 
der Laufbahnen bei guter 
Beurteilung auf ein Jahr zu 
verkürzen; mit dem soge-
nannten „Alte-Herren-Er-
lass“ setzte der Verband 
erfolgreich durch, dass be-
währte ältere Beamte das 
nächste Beförderungsamt 
ohne Ortswechsel errei-
chen konnten.

 > Forderung nach Chancen-
gerechtigkeit in den Lauf-
bahnen verglichen mit den 
Beamten in den anderen 
Ressortbereichen bleibt als 
wesentliches Ziel aufrecht-
erhalten, zumal die Belas-
tungen der Beamten der 
Bundeswehr im Vergleich 

zu ihren Kollegen anderer 
Ressorts einer Reihe von 
zusätzlichen Belastun- 
gen ausgesetzt sind wie 
 beispielsweise Bereit-
schaftsdienste, Reisebe-
schränkungen, erhöhte 
 Sicherheitsbestimmungen 
und die Pflicht zur Teilnah-
me an militärischen Übun-
gen.

 > Unterstützung für ein so-
genanntes Vorschaltge-
setz, das zur Harmonisie-
rung der Laufbahnchancen 
in Bund und Ländern bei-
tragen soll.

 > Hinweise, Mahnungen und 
Darstellung der auch finan-
ziellen Konsequenzen einer 
für die Zukunft jetzt be-
reits sich abzeichnenden 
Verschiebung der Alters-
strukturen des Beamten-
körpers.

 > Erfolgreiche Abwehr des 
Versuches, Amtsbezeich-
nungen der Beamten als 
militärische Dienstgrade 
auf Soldaten zu übertra-
gen (z. B. Wehrinspektor in 
Uniform); Absage an das 
Wiederaufleben einer 
Wehrintendantur.

 > Einführung der 5-Tage-Wo-
che auch für die Beamten 
der Wehrverwaltung.

 > Anrechnung von Dienst- 
zeiten als Soldat auf Zeit 
auf die Probezeiten als 
 Beamter in bestimmten 
 Verwendungen zur Gewin-
nung bedarfsgerechten 
Nachwuchses.

Bei den Personalratswahlen 
1964 erhielt der VBB alle 
 Beamtensitze im Hauptper-
sonalrat. In den Bezirksperso-
nalräten der Wehrbereichs-
verwaltungen verlor die 
Gewerkschaft ÖTV ihre letz-
ten Beamtensitze; der VBB 
stellte in den Personalräten  
bei den sechs Wehrbereichs-
verwaltungen alle Vorsitzen-
den. 

 < Bundesminister Dr. Schröder, VBB-Bundesvorsitzender Dr. Kreuzer und die stellv. VBB-Bundesvorsitzenden 
 Trottenberg und Karrasch (von rechts).
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1965 bis 1969 – Zeitraum der Konsolidierung
Wechsel des Bundesvorsitzen-
den am 24. Februar 1967. Der 
gewählte Bundesvorsitzende, 
Ministerialdirigent Heinrich 
Frahm, nahm die an ihn ergan-
gene Berufung zum Staatsse-
kretär im Ministerium für Wirt-
schaft und Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein an, schied 
damit aus dem Dienst im Bun-
desministerium der Verteidi-
gung aus und musste deshalb 
mit seinem Statuswechsel zum 
Landesbeamten den Vorsitz 
des Verbandes niederlegen. Für 
den Rest der Legislaturperiode 
wurde Dr. Georg Kreuzer durch 
eine Ergänzungswahl des Bun-
desvorstandes erneut zum 
Bundesvorsitzenden berufen.

Durchführung des IV. Bundes-
vertretertages vom 21. bis 23. 
Mai 1969 in der Rhein-Mosel-
Halle in Koblenz.

Zum Bundesvorsitzenden wur-
de anlässlich des Bundesver-
tretertages für vier weitere 
Jahre Dr. Georg Kreuzer ge-
wählt.

Seit 1965 hatte sich das politi-
sche Umfeld stark verändert. 
Tief greifende gesellschaftliche, 
staatspolitische, bildungspoli-
tische und technische Verände-
rungen kündigten sich in die-
ser Zeit der Großen Koalition 
an. Unser Verband stellte sich 

rechtzeitig auf den nahenden 
dynamischen Veränderungs-
prozess und die Folgerungen 
für den öffentlichen Dienst im 
Allgemeinen und die Kollegin-
nen und Kollegen der Bundes-
wehrverwaltung im Besonde-
ren in enger Zusammenarbeit 
mit dem dbb ein.

Nach den Verbesserungen im 
Laufbahngefüge durch die an-
gesprochene Nachschiebeliste 
1965 konnten in den folgenden 
Jahren weitere Schritte im 
Gleichstellungsbemühen mit 
den anderen Bundesverwal-
tungen durch die Maßnahmen 
der 2. und 3. Phase zur Harmo-
nisierung der Stellenpläne und 
den damit verbundenen Stel-
lenhebungen für die Jahre 
1966 und 1967 erzielt werden. 
Mit dem ersten Besoldungs-
neuregelungsgesetz ebenfalls 
im Jahre 1967 wurden neue 
Spitzenämter geschaffen und 
weitere Stellenhebungen par-
lamentarisch bewilligt. Mit ei-
ner weiteren Nachschiebeliste 
noch 1967, speziell das Haus-
haltsjahr 1969, brachte mit der 
Ausführung des zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes 
eine weitere Verbesserung der 
Beförderungsmöglichkeiten für 
die Bundeswehrbeamten.

Unverkennbar blieben aller-
dings die noch offenen Nach-

holmaßnahmen für die verspä-
teten Aufbaujahre der 
Verwaltung, wenngleich nicht 
zu verkennen war, dass sich der 
Abstand zu den anderen Bun-
desverwaltungen verkürzt hat-
te. Ungelöst war in diesem Zu-
sammenhang immer noch die 
unausgewogene Altersstruktur 
mit ihren sozial unverträgli-
chen Verzerrungen im Lauf-
bahngefüge.

Forderungen des Verbandes 
für diesen Zeitraum waren:

 > Unverzügliches Nachholen 
der durch den späteren Auf-
bau der Bundeswehrverwal-
tung verursachten Nachteile 
in der Organisations- und 
Laufbahnentwicklung.

 > Unmittelbar anschließend 
dann eine nahtlose zeitge-
rechte Anpassung an den 
 gesellschaftlichen Wand-
lungsprozess staatlicher Auf-
gabenwahrnehmung durch 
eine Neuordnung und Mo-
dernisierung von Beamten- 
und Laufbahnrecht.

 > Die Herstellung einer auf in-
nerer Gerechtigkeit fußen-
den Besoldungsordnung, 
strikt am Leistungsgrundsatz 
orientiert mit zeitgemäßer 
moderner Ausbildung, fachli-
cher Fortbildung, zügiger An-
passung der Organisation an 
die veränderten Verhältnisse. 
Der Rückstand gegenüber 

der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung in der Bun-
desrepublik betrug immer 
noch 17 Prozent.

 > Weiterentwicklung von zügi-
gen Rationalisierungs- und 
Vereinfachungsmaßnahmen 
in der Bundesverwaltung, vor 
allem in der eigenen Bundes-
wehrverwaltung.

 > Moderne, leistungsgerechte 
Dienstpostenausstattung.

 > Realisierung einer immer 
noch fehlenden befriedigen-
den Regelung der Rechts-
stellung der Beamten der 
Bundeswehr im Verteidi-
gungsfall, bei Teilnahme an 
Manövern und an militäri-
schen Übungen.

 > Versorgung bei gesundheitli-
chen Schädigungen von Be-
amten im Rahmen von Wehr-
übungen oder Manövern 
nach den Unfallfürsorgebe-
stimmungen des Bundesbe-
amtengesetzes und nicht 
nach den in aller Regel we-
sentlich ungünstigeren Ent-
schädigungsregelungen des 
Bundesversorgungsgesetzes.

 > Ausnahme vom Stellenabbau 
des Haushaltsgesetzes 1969 
im Hinblick auf das noch vor-
handene Fehlen an Muste-
rungsärzten, Wehringenieu-
ren, Geophysikern und 
Lehrkräften an den Fach- und 
Truppenschulen.

 > Neben den sogenannten 
 Kegelverbesserungen des 

 < Im Gespräch auf der Bühler Höhe: dbb Bundesvorsitzender Krause, stellv. 
DBB Bundesvorsitzender Wernery, Ministerialdirektor Kroener, Ministeri-
aldirigent Kretschmann, Ministerialdirigent Wirsching, stellv. VBB-Bun-
desvorsitzender Karrasch, Mitglied des Bundestages Brück, Ministerialrat 
Dr. Rottmann, Ministerialdirigent Löffelsend, VBB-Bundesvorsitzender 
Dr. Kreuzer, stellv. VBB-Bundesvorsitzender Trottenberg (von links).

 < Staatssekretär Birckholtz, Bundesminister Schmidt, VBB-Bundesvorsit-
zender Dr. Kreuzer und die stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
 Karrasch und Beer (von rechts).
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1. BesNG wurden dort noch 
eine Reihe von Verbesserun-
gen eingestellt, die von VBB 
und dbb priorisiert waren: 
wie die Einführung neuer 
verzahnter Spitzenämter, die 
den Effekt hatten, dass in je-
der Laufbahngruppe eine 
weitere Beförderungsmög-
lichkeit für Inhaber herausge-
hobener Dienstposten er-
möglicht wurde.

 > Mit der Neugestaltung der 
Grundgehälter wurde ein 
zeitgerechteres Erreichen der 
Gehaltsendstufe zusätzlich 
ermöglicht.

 > Weitere Höherstufungen von 
Ämtern in allen Laufbahnen.

 > Das 2. BesNG brachte Verbes-
serungen in den Grundgehäl-
tern sowie beim Ortszu-
schlag, die Gewährung von 
Amtszulagen im einfachen 
Dienst, die Erweiterung der 
Technikerzulage bei A 5, A 7, 

A 11, die Anhebung der Min-
destversorgung, die Teilnah-
me der Versorgungsempfän-
ger an künftigen 
strukturellen Besoldungsver-
besserungen.

 > Für Grundsatzfragen der Be-
amten des technischen 
Dienstes aller Laufbahnen 
wurde der Bundesvorstand 
neben dem eingerichteten 
Fachbereich „Wehrtechnik“ 
vor allem vom Bereich BWB 
intensiv unterstützt. Die 
enge Zusammenarbeit mit 
dem dbb in allen Fragen der 
Beamten in den technischen 
Laufbahnen wurde intensi-
viert und fand darin ihren 
sichtbaren Ausdruck, dass 
der Kollege Ing. (grad.) Engel 
in die Kommission Technik 
des dbb Bundeshauptvor-
standes berufen wurde. Der 
Verband legte für die folgen-
den Jahre den Schwerpunkt 

seiner diesbezüglichen Arbeit 
auf folgende Themenberei-
che: Weiterentwicklung des 
Ing.-Ausbildungswesens 
(Umwandlung der bestehen-
den Ing.-Aus  bildungsstätten 
in Fachhochschulen); Gleich-
stellung des deutschen Inge-
nieurs im europäischen Rah-
men, Graduierung der 
Beamten des gehobenen 
Dienstes durch den Zusatz 
Ing. (grad.) zur Amtsbezeich-
nung, Ausdehnung der Tech-
nikerzulage.

 > Die weiter zutreffende Kritik 
des VBB fokussierte sich auf 
folgende Themen, wie die 
immer noch bestehende 
Chancenungerechtigkeit 
 gegenüber den etablierten 
 Verwaltungen des Bundes 
sowie auf den auf 17 Prozent 
angewachsenen Besoldungs-
rückstand der Beamten ge-
genüber der allgemeinen 

Einkommensentwicklung,  
die Erweiterung der Beteili-
gungsrechte der Spitzenor-
ganisationen bei beamten-
rechtlichen Entscheidungen 
und die dringend erforderli-
che Weiterentwicklung des 
Bundeslaufbahnrechtes (Aus- 
und Fortbildung, Aufstiegsre-
gelungen), leis tungsgerechte 
Dienstpostenbewertungen in 
den Standortverwaltungen 
und den Truppenverwaltun-
gen.

Die im Jahr 1966 durchgeführ-
ten Personalratswahlen waren 
ein erneuter Vertrauensbeweis 
der Beamten der Bundeswehr 
für die konsequente Beamten-
politik ihrer Berufsvertretung, 
den Verband der Beamten der 
Bundeswehr. Er erhielt wieder-
um alle Beamtensitze im 
Hauptpersonalrat. 

 < Gespräch der VBB-Bundesleitung mit Abteilungsleitern des BMVg, 
 insbesondere die Ministerialdirektoren Ernst Wirmer, Heinz Schaefgen 
und Dr. Heinz Padberg (von links).
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1969 bis 1973 –Gesellschaftspolitischer Umbruch
Der IV. Bundesvertretertag 1969 
hatte sich den im Unterschied 
zu den früheren Tagungen ei-
ner veränderten politischen 
Situation gegenübergesehen. 
Der sich nunmehr ankündigen-
de gesellschaftspolitische Um-
bruch ließ einen erheblichen 
Wandel erwarten, dessen Aus-
wirkungen noch nicht klar ab-
zuschätzen waren. Die Fortent-
wicklung der Struktur des 
öffentlichen Dienstes und die 
beinahe sprunghafte Zunahme 
der Aufgaben ließ die Notwen-
digkeit grundlegender Refor-
men unabweisbar hervortreten 
und führte zu neuen grundle-
genden Überlegungen für die 
Schwerpunkte der Verbands-
politik der folgenden Jahre.

Der Bundesvertretertag wählte 
Dr. Georg Kreuzer zum Bundes-
vorsitzenden.

Manches fand seinen Nieder-
schlag in den Beschlüssen des 
Bundesvertretertages von 
1969. Vieles war indessen noch 
nicht reif gewesen und be-

stimmte deshalb nunmehr 
zentral die Arbeit der Organe 
des Verbandes.

Über diese grundlegenden ge-
sellschafts- und beamtenpoliti-
schen Themen hinaus war es 
vor allem zusätzlich die beson-
dere Stellung des Bundeswehr-
beamten im Gesamtgefüge der 
öffentlichen Verwaltung, die 
nunmehr in den Vordergrund 
trat. Die bisherigen Versäum-
nisse der ambivalenten Politik 
der Parteien ließen die schwie-
rige Interessenlage der Beam-
ten der Bundeswehr nie so 
deutlich hervortreten wie in 
diesen Jahren: einesteils we-
sentlicher Bestandteil der öf-
fentlichen Bundesverwaltung 
und andererseits selbstständi-
ger Teil der großen Einheit Bun-
deswehr mit dem speziellen 
Problem der Beamten der Trup-
penverwaltungen; geprägt von 
einer Vielzahl besonderer Auf-
gaben und Belas tungen und 
zugleich wieder öffentlich ge-
messen an den Erfordernissen 
der gesamten übrigen Bundes-

verwaltung. Manche Miss-
verständnisse, Zweifel an einer 
konsequenten Verbandspolitik 
und daraus folgend Enttäu-
schungen hatten hier ihre ei-
gentliche Wurzel.

Die nicht einfache Verbands-
politik musste sich in dieser 
schwierigen Phase zwischen 
beiden Polen bewegen, um er-
folgreich Handlungsfreiheit zu 
behalten, einerseits die großen 
strukturellen Probleme des Be-
rufsbeamtentums und auf der 
anderen Seite die speziellen 

berufspolitischen Prob leme der 
Beamten der Bundeswehr.

Daneben traten unvorherzuse-
hende bedeutsame Probleme 
auf, die entschlossenes und 
energisches Verhalten und 
Handeln erforderten. Unter 
dem Deckmantel einer auch 
vom dbb anerkannten und für 
dringend notwendig erachte-
ten Reform des öffentlichen 
Diens tes trat der Deutsche Ge-
werkschaftsbund zum massi-
ven Angriff auf das Berufsbe-
amtentum in seiner bisherigen 
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 < Abgeordnete des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages mit Abteilungsleitern des BMVg und der Bundesleitung.
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Form an, mit der Zielrichtung 
der Abschaffung der als reakti-
onär bezeichneten Dienstform, 
um sie deshalb durch den Bun-
deseinheitsbediensteten zu er-
setzen.

Geschlossenheit mit dem dbb, 
konsequenter persönlicher Ein-
satz mit den besseren Argu-
menten führte zum Rückzug 
und zur Aufgabe des vom DGB 
gesteuerten Vorgehens der 
ÖTV. Der zur Aufgabe seiner 
Ziele gezwungene Chef der 
ÖTV, Kluncker, propagierte um-
gehend statt der Abschaffung 
des Berufsbeamtentums nun-
mehr die Trennung des beam-
tenrechtlichen Gesamtkomple-
xes in Status und Folgerecht 
mit dem politischen Ziel einer 
umfassenden Vertretung der 
gesamten wirtschaftlichen In-
teressen der Beamten durch 
die Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr 
(ÖTV). Diese schlecht gewählte 
Alternative spitzte sich in der 
politischen Diskussion durch 
den dbb auf die Zentralfrage 
der damit verbundenen Zuläs-
sigkeit eines Streikrechtes für 
Beamte zu. In einer nur zu die-
sem Zwecke anberaumten 
Bundestagsplenardebatte 
sprachen sich die Vertreter al-
ler im Bundestag vertretenen 
Parteien eindeutig für das Be-

rufsbeamtentum als das 
staatstragende Element der 
Bundesrepublik Deutschland 
aus. Damit waren nicht nur die 
gewerkschaftlichen Thesen 
endgültig aus der Diskussion 
verschwunden, sondern es 
wurde auf sachgerechter 
Grundlage unserer Verfassung 
der Weg frei zur Anpassung 
des Berufsbeamtentums an die 
veränderten staatlichen, wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen 
und technischen Verhältnisse, 
in der Erkenntnis allerdings, 
dass dieser zukünftige Weg 
sehr steinig werden könnte.

An wichtigen Gesetzgebungs-
vorhaben wurden auf den Weg 
gebracht:

 > Novellierung des Personal-
vertretungsrechtes; vor allem 
mit der Forderung der Erwei-
terung der Beteiligungsrech-
te der Spitzenorganisationen 
bei beamtenrechtlichen Re-
gelungen nach § 94 BBG;

 > Neuordnung des Laufbahn-
rechtes;

 > Verbesserte Regelungen für 
die Aus- und Fortbildung der 
Beamten;

 > Neugestaltung des Urlaubs-
rechtes; Änderung der haf-
tungsrechtlichen Vorschriften 
(§ 78 BBG); Neugestaltung 
des Disziplinarrechtes; sowie 

die Abschlussnovelle zum 
 sogenannten G 131.

Durchgesetzt und erfreulicher-
weise abgeschlossen werden 
konnten folgende Vorhaben:

 > Aufstieg in den höheren 
technischen Dienst nach 
 Aufhebung der entsprechen-
den entgegenstehenden  
Verwaltungsvorschrift vom 
16. Juli 1936;

 > Berücksichtigung von im 
öffentlichen Dienst einer 
zwischen- oder überstaat-
lichen Einrichtung des 
 öffentlichen Dienstes zu-
rückgelegten Zeit bei der 
Festsetzung der ruhege-
haltfähigen Dienstzeit der 
Beamten;

 > Ermöglichung von Teilzeit-
beschäftigung von Beamtin-
nen.

Die unzumutbaren, von den 
Mitgliedern zu Recht kritisier-
ten Tatbestände bei der Besol-
dung einschließlich der Rück-
stände im Vergleich zur 
allgemeinen Einkommensent-
wicklung in der gesamten 
Wirtschaft konnte durch die 
nachfolgend auf den Weg ge-
brachten Verbesserungen ge-
mildert werden, ohne aller-
dings das Gesamtproblem 
auch nur annähernd zu lösen:

 > Durch das 7. Besoldungs-
rechtsänderungsgesetz vom 
15. April 1970 mit einer Erhö-
hung der Grundgehälter, der 
Ortszuschläge und der Aus-
landszulagen.

 > Durch die Anpassung der 
Versorgungsbezüge in der 
Form der geforderten Stel-
lenplananpassungszulage.

Die energischen Bemühungen 
des dbb und des VBB um ein 
besoldungsrechtliches Ge-
samtkonzept für die Zukunft, 
die zahlreichen auf dieses Ziel 
gerichteten Pro teste und Ein-
flussnahmen im Innenaus-
schuss des Bundestages führ-
ten nach langen, teilweise 
quälenden, heute nicht mehr 
verständlich zu machenden 
Diskussionen und offen ausge-
tragenen feindseligen Maß-
nahmen, weil sich noch bis 
Ende 1970 die Bundesregie-
rung weigerte, den diesbezüg-
lich erteilten Auftrag des In-
nenausschusses des Deutschen 
Bundestages sachgerecht um-
zusetzen. Der massive Wider-
stand der Beamtenverbände 
führte letztlich zum Erfolg. Mit 
der Verkündung eines 1. Besol-
dungs- und Versorgungsneure-
gelungsgesetzes am 18. März 
1971 im Bundesgesetzblatt 
konnte auch der VBB eine posi-
tive Bilanz seiner jahrelangen 
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Bemühungen ziehen und die 
Erfüllung einer ganzen Reihe 
von Forderungen feststellen:

 > Laufende jährliche Über-
prüfung von Besoldung und 
Versorgung (Einfügen des 
§ 60 in das BBesG), der fest-
legt, dass die Bezüge der Be-
amten entsprechend der all-
gemeinen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnis-
se regelmäßig für die Zu-
kunft angepasst werden; der 
Verband sah in dieser Rege-
lung richtigerweise ein kla-
res Bekenntnis zu einer ei-
genständigen und von 
gewerkschaftlichen Tarif-
überlegungen unbeeinfluss-
ten Besoldungspolitik.

 > Gesetzlich verankert wurde 
erkennbar der Trend zu einer 
leistungsorientierten Besol-
dung.

 > Mit dem Abbau des Unter-
schiedes von Orts- und Tarif-
klassen im Ortszuschlag setz-
te sich der von dbb und VBB 
vertretene Weg zur Gliede-
rung der Dienstbezüge in leis-
tungs- und familienbezogene 
Gehaltsbestandteile durch.

 > Die Teilnahme der Versor-
gungsempfänger an struktu-
rellen Besoldungsverbesse-
rungen wurde gesetzlich 
verankert.

 > Die Technikerzulage wird 
erstmalig an alle Beamten 
des mittleren und gehobe-
nen Dienstes gezahlt.

 > Die bisherigen Unterhaltszu-
schüsse für die Laufbahnan-
wärter werden in besol-
dungsverbesserungsrele-
vante Dienstbezüge 
umgewandelt werden 
 (Anwärterbezüge).

 > Das Gesetz sah weiterhin 
Verbesserungen der 
Stellenplan obergrenzen vor, 
die die Beförderungsengpäs-
se reduzierten, womit der 
Forderung des Verbandes zu 
einer Gleichstellung mit den 
übrigen Bundesbeamten na-
hezu weitgehend Rechnung 
getragen wurde.

 > Die neue Regelung der 
 Mehrarbeitsentschädigung 
und die Gewährung von Zu-
lagen in einigen besonderen 

Funktionen sind zusätzliche 
positiv zu wertende Elemen-
te der Besoldungsneurege-
lung.

Damit war ein Stück des  
Weges zur Normalität zurück-
gelegt; allerdings blieben noch 
viele Themen intensiv zu bear-
beiten.

Einen eindrucksvollen Erfolg 
konnte der VBB bei den Perso-
nalratswahlen 1969 erzielen; 
er erhielt sämtliche Sitze beim 
Hauptpersonalrat im BMVg; 
ebenso wurden die Wahlen zu 
den Bezirkspersonalräten zu 
einem eindrucksvollen Ver-
trauensbeweis für den Ver-
band.  

 < Bundesleitung mit Bundesminister Georg Leber und Staatssekretär 
 Helmut Fingerhut.
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 < Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
im Gespräch mit der Bundesleitung.

1973 bis 1977 – Reformen
In der Zeit vom 27. bis 29. Juni 
1973 fand der V. Bundesvertre-
tertag des Verbandes nun schon 
traditionell wiederum in Kob-
lenz statt. Der bisherige Bundes-
vorsitzende Dr. Kreuzer hatte 
den Verband seit 1971 haupt-
amtlich zugleich in der Funkti-
on des Bundesgeschäftsführers 
geleitet. Mit der Bundesge-
schäftsstelle bezog er ein neu-
es Domizil in der Colmantstra-
ße 18 in Bonn, nachdem sich 
herausgestellt hatte, dass die 
bisherigen Räume am Bonner 
Kaiserplatz nicht mehr reich-
ten. Dr. Kreuzer trat aus Alter-
gründen nach langen Jahren 
großen persönlichen Engage-
ments zu einer erneuten Wahl 
nicht mehr an. Zu seinem 

Nachfolger im Amt des Bun-
desvorsitzenden wurde Kollege 
Lothar Beer gewählt.

Mehr als 200 Anträge zur Re-
form des öffentlichen Dienst-
rechtes, zum Beamtenrecht, 
zur Besoldung, Dienstposten-
bewertung, der Ausgestaltung 
der Stellenpläne zur Personal-
führung, der Personalwirt-
schaft, den Laufbahnangele-
genheiten der vielfältigen 
Laufbahnen der Beamten der 
Bundeswehr lagen vor und 
wollten abgearbeitet werden.

Unter nachhaltiger Verfolgung 
der bereits auf dem Bundes-
vertretertag von 1969 festge-
legten beamtenpolitischen 

 Reformziele, das verfassungs-
rechtlich verankerte Berufsbe-
amtentum entsprechend den 
veränderten staatlichen, ge-
sellschaftlichen, technischen 
und wirtschaftlichen Verhält-
nissen fortzuentwickeln, soll-
ten wesentliche Schwerpunkte 
der neuen Legislaturperiode sein:

 > Erweiterung der Beteili-
gungsrechte der Spitzenor-
ganisationen;

 > Reform des Personalvertre-
tungsrechtes;

 > Schaffung eines reformier-
ten, den veränderten gesell-
schaftlichen und staatlichen 
Veränderungen angepasstes 

Dienstrecht;
 > Durchsetzung eines moder-
nen, flexiblen Laufbahnrech-
tes, berufsbezogen und 
durchlässig, ohne Dienst- 
und Lebensalter, vor allem 
aber unter Variierung noch 
vorhandener – zu starrer 
Laufbahnschranken;

 > Leistungsgrundsatz kein Lip-
penbekenntnis, sondern le-
bendige Tatsache einer mo-
dernen Verwaltung:

 > Moderne, offene, vor allem in 
den Entscheidungen transpa-
rente Personalführung;

 > Verbesserung der Aus- und 
Fortbildung im Sinne eines 
berufsbezogenen Zieles;
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 < Bundesleitung im Gespräch mit Bundesminister Dr. Hans Apel.  < VBB-Haus in Bonn, Baumschulallee 18 a
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 > Gerechte, leistungsbezogene 
Besoldung;

 > Versorgung wehrübender 
Bundeswehrbeamter;

 > Gesetzliche Regelung der 
Rechtsstellung der Bundes-
wehrbeamten im Verteidi-
gungsfalle.

In den Grußworten der politi-
schen Prominenz von Bund 
und Ländern, den Ansprachen 
des Bundesvorsitzenden des 
dbb, Alfred Krause, und des neu 
gewählten Bundesvorsitzen-
den des VBB, Lothar Beer, lag 
der Schwerpunkt ungeachtet 
aller Probleme der Besoldung, 
der erwiesenen Benachteili-
gungen bei den Beamten der 
Bundeswehr durch den verspä-
teten Aufbau, dem unbestrit-
tenen Mangel an kegelgerech-
ter Planstellenausstattung bei 
den unverhohlen vorgetrage-
nen dogmatischen Angriffen 
auf die Existenz des Berufsbe-
amtentums in der Bundesrepu-
blik. Einem Prozess, bei dem 

sich der Vorsitzende der Ge-
werkschaft ÖTV, Heinz Kluncker, 
sowie die gewerkschaftliche 
Dachorganisation DGB mit un-
sachlicher Polemik an den 
grundgesetzlichen Regelungen 
und den geltenden Gesetzen 
vergriffen. Diese Auseinander-
setzung bestimmte nicht nur 
maßgeblich den Bundesvertre-
tertag selbst, sondern auch für 
eine geraume Zeitspanne die 
Zeit danach. Bei dem vom 
DGB/ÖTV betriebenen Konzept 
ging es, das sei aus fast schon 
historischer Sicht in Erinnerung 
gerufen, um eine gesetzlich ge-
regelte Aufspaltung des Beam-
tenrechtes in ein gesetzlich zu 
regelndes Statusrecht und ein 
dem Tarifrecht ausschließlich 
zuzuordnendes Folgerecht, das 
jeweils in auszuhandelnden Ta-
rifverträgen festzulegen sei, ein-
schließlich des Streikrechtes für 
diesen Sektor. Letztlich konnte 
mit Unterstützung des dbb der 
gesellschaftspolitisch geführte 
Dogmenkrieg unter Verweis 

auf die Verfassung und die ge-
setzlichen Regelungen – wie 
sich bald danach zeigte – 
zuguns ten des heutigen Be-
rufsbeamtentums entschieden 
und die Versuche seiner Aus-
höhlung beendet werden. Der 
Staat hatte seine Glaubwürdig-
keit zurückgewonnen. Die ak-
tuellen Bemühungen um eine 
längst fällige allgemeine 
Dienstrechtsreform konnten 
nunmehr von dbb und VBB mit 
neuer Energie verbandspoli-
tisch vorangetrieben werden.

Die Wahl der Personalvertre-
tungen 1973 in der Bundes-
wehr führten zu einem großen 
Erfolg des VBB und damit zu 
einem eindruckvollen Bekennt-
nis der Beamten der Bundes-
wehr zum Berufsbeamtentum. 
Alle drei Beamtensitze im 
Hauptpersonalrat beim BMVg 
entfielen auf den Wahlvor-
schlag des VBB. Der VBB konn-
te seinen Stimmenanteil 
 gegenüber den Personalrats-

wahlen im Jahr 1969 erneut, 
und zwar um 3,7 Prozent auf 
insgesamt 71,4 Prozent verbes-
sern.

Die überragenden Erfolge bei 
den Personalratswahlen 1976 
– um nur dies herauszuheben – 
kennzeichnen ein Ergebnis har-
ter, beharrlicher und ehrlicher 
Arbeit für die Interessen der 
Kolleginnen und Kollegen aller 
Laufbahngruppen und Fach-
richtungen. Die Personalrats-
wahlen wurden mit einem 
überragenden Ergebnis für die 
Liste „VBB“ abgeschlossen. Die 
Liste 1 des VBB erhielt 75,6 Pro-
zent aller abgegebenen gülti-
gen Stimmen. Die ÖTV wurde 
weit abgeschlagen und erhielt 
nur 7,4 Prozent bei den Beam-
ten; in gleicher Weise brach sie 
bei den Angestellten und den 
Arbeitern ein. Alle fünf Sitze 
des Hauptpersonalrates fielen 
an die Kandidaten der Liste 1 
des Verbandes der Beamten 
der Bundeswehr. 

1977 bis 1981 –  
Enge der Haushalte

 > Beim VI. Bundesvertretertag 
1977 in Koblenz wählten die 
Delegierten Lothar Beer er-
neut zum Bundesvorsitzen-
den.

 > VBB übt Kritik an der immer 
noch ausstehenden 
 Dienstrechtsreform.

 > VBB und dbb wehren sich ge-
gen von der Bundesregierung 
 beabsichtigte Sparmaßnah-
men.

 > Der Verband errang bei den 
Personalratswahlen 1979  
wie in den vergangenen Jah-
ren alle fünf Beamtensitze.  
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1981 bis 1985 – Politik und unsachliche Kritik
 > Der VII. Bundesvertretertag  
fand vom 20. bis 22. Mai 
1981 traditionell in Koblenz 
in der Rhein-Mosel-Halle 
statt. Lothar Beer wurde zum 
Bundesvorsitzenden ge-
wählt.

 > Der VBB sah sich einer kri-
senhaften Situation in Staat 
und Gesellschaft gegen-
über, die nicht nur geprägt 
war von Problemen der 

Staatsfinanzen, sondern 
möglicherweise als Folge 
hiervon – mit erheblicher 
Polemik und unsachlicher 
Kritik am öffentlichen 
Dienst und damit am Be-
rufsbeamtentum. 

 > Verunsicherung und 
 Stagnation 
–  Verbesserung im Tarifrecht 

gegen ein Moratorium bei 
den Beamten;  –  Sofortige Tarifentlohnung 

bei Übertragung höherwer-
tiger Tätigkeiten, bei Beam-
ten Nichtbewilligung der 
entsprechenden Planstel-
len;

 –  Zunehmende Disparität 
zwischen Renten und Ruhe-
standsbezüge der Beam-
ten.

 –  Beihilferecht wird als Privi-
leg in der Öffentlichkeit dif-
famiert;

 –  Abkoppelung der Beamten 
vom Inflationsausgleich, 
einseitige Kürzungen von 
Kilometerpauschalen;

 –  Absenkung der Eingangs-
ämter im Laufbahnrecht.

 > Bei den Personalratswahlen 
1982 erzielte der VBB den 
bisher größten Wahlerfolg in 
seiner Geschichte. Im Haupt-
personalrat fielen wieder alle 
fünf Sitze an den VBB. 

 < Bundesminister Dr. Manfred Wörner und Staatssekretär Dr. Joachim 
Hiehle mit den Kollegen der Bundesleitung.

 < Bundesleitung diskutiert Haushaltsfragen mit dem Vorsitzenden des 
Haushaltsausschusses, Abg. Rudi Walther (2. von links).
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 < Die Bundesleitung mit Bundesminister Prof. Dr. Rupert Scholz. < Im VBB-Haus: Gespräch mit Staatssekretär Dr. Günter Ermisch.

 < Gespräch mit Abgeordneten des Verteidigungsausschusses, MdB Willi 
Wimmer und Johannes Ganz, Hanspeter Oelmeier und Thorolf Schulte.

1985 bis 1989 – Zwischenbilanz über das bisher Erreichte
 > Wiederwahl von Lothar Beer 
anlässlich des VIII. Bundes-
vertretertages vom 16. bis 
18. Oktober 1985 in Koblenz.

 > Keine Privatisierung von 
Staatsaufgaben 
–  Das Thema der Privatisie-

rung bestimmte erstmalig 
die politische Diskussion.

 > Gerechtigkeit für die Beam-
ten der Bundeswehr 
–   Beendigung der Kürzungen 

im Personalstellenbereich;
 –  Zügige Verbesserungen in 

den Stellenplänen;
 –  Austausch von Beförde-

rungsplanstellen in den 
Stellenplänen;

 –  Neufassung des Versor-
gungsrechtes, dabei bleibt 
die eigenständige Beam-
tenversorgung erhalten;

 –  Die Änderung der Bun-
deslaufbahnverordnung 
ermöglicht erstmalig den 
Aufstieg in besondere 
Verwendungen auch für 
die Beamten des gehobe-
nen Dienstes;

 –  Bewilligung von rund  
1.800 Planstellenhebun-
gen; 

 –  Bündelung von Dienst-
posten von A 5/A 7;

 –  Erhöhung der Nach-
wuchsquoten über den 
aktuellen Bedarf hinaus 
zur Harmonisierung der 

unausgewogenen Alters-
struktur (sogenanntes An-
böschungsmodel).

 > Bei den Personalratswah-
len 1988 erhielt der VBB 
– wie in den vergangenen 

Jahren – mehr als deutlich 
alle fünf Beamtensitze im 
Hauptpersonalrat. Thorolf 
Schulte wurde zum Vorsit-
zenden des Hauptperso-
nalrates gewählt. 
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1989 bis 1993 – Wiederherstellung der Einheit Deutschlands

 > Bei den Wahlen des IX. Bun-
desvertretertages vom 18. 
bis 20. Oktober 1989 in Kob-
lenz wurde Lothar Beer wie-
der zum Bundesvorsitzenden 
gewählt.

 > Die Neuorientierung nach 
der Einheit Deutschlands 
–  In diesen Zeitraum fielen Er-

eignisse von historischer Be-
deutung. Am 9. November 
1989 öffnete die damalige 
Deutsche Demokratische 
Republik die Grenzen zur Bun- 
desrepublik Deutschland. 

 > Straffung und Reduzierung 
–  Aufbau einer Wehrverwal-

tung des Bundes in den 
neuen Bundesländern nach 
den Grundsätzen des Art. 
87 b Grundgesetz;

 –  Übernahme von circa 

50.000 Mitarbeitern der ehe-
maligen Nationalen Volks-
armee, deren sozialverträg-
licher Abbau nach den 
Regelungen im Einigungs-
vertrag, deren Einbau in die 
Territoriale Wehrverwal-
tung, die Kommandobe-
hörden und die Truppe so-
wie in den Rüstungsbereich;

 –  Herstellung der Chancen-
gleichheit im Vergleich zu 
den anderen Bundesbehör-
den durch Realisierung des 
gesetzlich vorgesehenen 
100-prozentigen Stellen-
kegels;

 –  Maßnahmen zur Abmilde-
rung der aus den Aufbau-
jahren der Bundeswehrver-
waltung noch stammenden 
Verzerrung der aktiven Be-
amten innerhalb der Alters-
struktur – circa 50 Prozent 

der aktiven Beamten inner-
halb von zehn Geburtsjahr-
gängen – bei den Beamten 
der Laufbahnen des mittle-
ren und des gehobenen 
Dienstes;

 –  Verbesserung der Haus-
haltsstellenausstattung der 

Laufbahnen des gehobe-
nen und des mittleren 
technischen wie des nicht-
technischen Dienstes.

 > Planstellenverbesserungen
 –  Anhebung der gesetzlichen 

Kegelobergrenzen für Be-
förderungsämter im geho-
benen und nichttechni-
schen Dienst;

 –  Anhebung der gesetzlichen 
Kegelobergrenzen für Be-
förderungsämter im mittle-
ren technischen Dienst;

 –  Neues Spitzenamt des ein-
fachen Dienstes BesGr. A 6.

 > Bei den Personalratswahlen 
1992 errang der VBB fünf Be-
amtensitze im Hauptperso-
nalrat. 

 < Bundesminister Dr. Gerhard Stoltenberg beim Monatsgespräch mit 
Staatssekretär Dr. Carl und Thorolf Schulte.

 < Bundesminister der Verteidigung, Volker Rühe, beim Bundesvorstand.

 < Parlamentarische Staatssekretärin Michaela Geiger verleiht Lothar Beer 
das Große Bundesverdienstkreuz.

 < Der erste Präsident der WBV VII, 
Dr. Karl Johanny.

 < Horst Krause, erster Vorsitzen-
der  Bereich VII.
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1993 bis 1997 – Abschied und Kontinuität
 > Beim X. Bundesvertretertag 
vom 20. bis 22. Oktober 1993 
stellt sich der bisherige Bun-
desvorsitzende Lothar Beer 
aus Altersgründen nicht mehr 
zur Wahl. Er wurde einstim-
mig zum Ehrenvorsitzenden 
des Verabandes gewählt. Zum 
neuen Bundesvorsitzenden 
wurde Thorolf Schulte gewählt.

 > Personalstrukturmodell 
–  Progammatisch forderte 

der Bundesvertretertag 
1993 ein Personalstruktur-

modell für die Beamten der 
Bundeswehr in der Form, 
wie es für die Soldaten vor-
gesehen wurde.

 > Abbau des Personalumfan-
ges der Streitkräfte und der 
Wehrverwaltung des Bundes 
–  Von den noch insgesamt 203 

Standortverwaltungen ver-
blieben 123. Die Kreiswehr-
ersatzämter wurden von 123 
auf 83 reduziert. Die Zahl der 
Truppenverwaltungen wur-
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 < Bundesvorsitzender des dbb, Erhard Geyer, mit dem Bundesvorstand des 
VBB.

 < Gespräch mit dem Vorsitzenden der FDP-Fraktion des Deutschen Bun-
destages, MdB Otto Solms, Daniela Teichmann und Thorolf Schulte.
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de auf circa 400 festgelegt. 
Das Bundesministerium 
selbst wurde in einem er-
neuten Strukturschnitt um 
weitere 2 000 Arbeitsplätze 
auf 3 300 Mitarbeiter redu-
ziert.

 > Personalentwicklungs-
konzeption 
–   Haushaltsmäßig abgedeck-

te Obergrenze für den Ge-
samtumfang des Zivilper-
sonals der Bundeswehr  
von 129.000 Haushalts-

stellen ausgeplant, davon 
rund 31.000 Planstellen, 
37.500 Stellen für Ange-
stellte und 60.500 Stellen 
für Arbeiter.

 > Bei den Personalratswahlen 
1996 blieb der VBB auch wei-

terhin die unbestrittene füh-
rende Kraft, wenn es um die 
Beamtinnen und Beamten 
der Bundeswehr geht. Die 
fünf Beamtensitze im Haupt-
personalrat gingen wieder an 
den VBB. 
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1997 bis 2001 – Neustrukturierung der Wehrverwaltung

 > Beim XI. Bundesvertretertag 
vom 8. bis 10. Oktober 1997 
wurde Thorolf Schulte in sei-
nem Amt als Bundesvorsit-
zender bestätigt.

 > Beschlüsse und Aufträge des 
Bundesvertretertages 1997 
an den Bundesvorstand

 –  Aufgabengerechter Anteil 
der Statusgruppe Beamte 
am künftigen Umfang des 
Zivilpersonals;

 –  Modernisierung der Ar-
beitsplätze, insbesondere 
der DV-Arbeitsplätze;

 –  Aufgabengerechte Perso-
nalergänzung durch struk-
turbezogene Nachquoten;

 –  Verbesserungen vor al-
lem in den Laufbahnen 

des mittleren Dienstes. 
Sach gerechte Umset-
zung des Dienstrechts-
reformgesetzes mit sei-
nen Leistungsstufen, 
Leistungszulagen und 
Leistungsprämien.

 > Neustruktierung der Wehr-
verwaltung

 –  Neuordnung des Bundes-
amtes für Wehrverwaltung 
mit der Gliederung in vier 
Abteilungen;

 –  Integration der Wehrbe-
reichsgebührnisämter in 
die Wehrbereichsverwal-
tungen und Einführung des 
datengestützten GEBAS-
Verfahrens;

 –  Neuorganisation der Kreis-
wehrersatzämter.

 > Die Personalratswahlen 
2000 wurden erheblich durch 
die öffentliche Diskussion zur 

Neuausrichtung der Bun- 
deswehr beeinflusst. Im 
Ergeb nis fielen im Haupt-
personalrat alle sechs zu 
 vergebenden Beamtensitze 
an den VBB. 

 < Die Bundesleitung: Walter Trottier, Gerhard Burmeister, Daniela Teich-
mann, Thorolf Schulte, Klaus-Jürgen Achterberg, Rüdiger Wolf, Wolfram 
Kamm (von links).
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 < Bundesminister Rudolf Scharping empfängt die Bundesleitung.

 < Festakt – Ehrengäste in der vollbesetzten Rhein-Mosel-Halle.

 < Präsidentenkonferenz bei der Bundesleitung zu Gast.

2001 bis 2006 – Wandel und Herausforderung
 > Der XII. Bundesvertretertag 
vom 30. bis 31. Oktober 2001 
in Koblenz wählte erneut 
Thorolf Schulte zum Bundes-
vorsitzenden.

 > Finanzknappheit der Haus-
halte

 –  Tauziehen um die Reform 
und Weiterentwicklung der 
Alterssicherungssysteme;

 –  Einführung einer beschäfti-
gungspolitisch wichtigen 
und wirtschaftlich an-
nehmbaren Altersteilzeit 

auch für Beamte;
 –  Führungspositionen auf 

Probe/Zeit;
 –  Teilzeitbeschäftigung und 

langzeitige Beurlaubung;
 –  Leistungselemente in der 

Besoldung;
 –  Richtwerte für die Vergabe 

von Spitzennoten im Rah-
men dienstlicher Beurtei-
lungen.

 > Reduzierung
 –  Betrafen die dienstrechtli-

chen Maßnahmen alle Be-
amten des Bundes, so ka-
men bei den Beamtinnen 
und Beamten der Bundes-
wehr die Auswirkungen der 
Streitkräfte und in deren 
Folge die der Wehrverwal-

tung hinzu. Dies führte zu 
großer Unruhe und Unsi-
cherheit. Hinzu trat die Sor-
ge um Dienstposten und 
Arbeitsplätze durch den am 
15. Dezember 1999 abge-
schlossenen Rahmenver-
trag mit der deutschen 
Wirtschaft und die von 
Bundesminister Rudolf 
Scharping mit großer Ener-
gie betriebenen Aktivitäten 
der Gesellschaft für Ent-
wicklung, Beschaffung und 
Betrieb (g.e.b.b). Am 29. Ja-
nuar und am 16. Februar 
2001 gab Bundesminister 
Rudolf Scharping die Fein-
ausplanung bekannt. Der 
Verband machte es sich zur 
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 < Bundesvorstand VBB 
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 < Jetzt reichts: Unter diesem Motto protestierten 40.000 Angehörige des 
öffent lichen Dienstes am 14. Dezember 2002 in Berlin. VBB-Kolleginnen 
und -Kollegen waren dabei: Die Ruheständler in vorderster Front.

Aufgabe, das Vertrauen der 
Mitarbeiter in die Zukunft 
wiederherzustellen. Fol-
gende ganzheitlich zu be-
trachtende Maßnahmen 
wurden dem Bundesminis-
ter vorgetragen und deren 
Realisierung angemahnt:

 –  Optimierung hat Vorrang 
vor Privatisierung;

 –  Endgültige Struktur- und 
Planungssicherheit durch 
zukunftsorientierte Orga-
nisation und Konzentrati-
on auf die Kernaufgaben 
der Verwaltung;

 –  Attraktive Arbeitsplätze 
mit beruflichen Perspek-

tiven für die Beamtinnen 
und Beamten der Bun-
deswehr;

 –  Eine zielorientierte Vor-
ruhestandsregelung, die 
insbesondere erneute per-
sonalstrukturelle Verwer-
fungen wie in der Aufbau-
zeit der Wehrverwaltung 
von Anfang an vermeidet.

 > Privatisierung 
Einen großen Raum an strei-
tiger Diskussion nahmen die 
Bemühungen des BMVg ein, 
weitere Aufgabenpakete, die 
bisher ausschließlich von der 
Bundeswehrverwaltung 

wahrgenommen wurden, 
nunmehr zunehmend dem 
privatwirtschaftlichen Be-
reich zuordnen zu wollen. 
Der VBB beauftragte den 
Münsteraner Verfassungs-
rechtler Prof. Dr. Bodo  
Pieroth mit der Erstellung ei-
nes Gutachtens über die 
Möglichkeiten und Grenzen 
der Privatisierung in der Bun-
deswehr.

 > Situation und weitere Ent-
wicklung der Bundeswehr-
verwaltung

 –  Planerische und soziale 
 Sicherheit für die Angehö-
rigen der Bundeswehr ge-
währleisten,

 –  Wirtschaftlichkeit und Effi-
zienz in der Bundeswehr-
konsequent verbessern;

 –  Beiträge leisten zu einem zu-
kunftsfähigen Deutschland.

 > Für den VBB waren die Perso-
nalratswahlen 2004 wieder 
ein voller Erfolg. Alle sieben 
Beamtensitze im Hauptper-
sonalrat gingen an den Ver-
band. 

2006 bis 2010 – Chancen nutzen – Zukunft gestalten
 > Der XIII. Bundesvertretertag 
fand genau fünfzig Jahre 
nach seiner Gründung am 
 22. und 23. November 2006 
in Bonn statt. Nach 13 Jahren 
als Bundesvorsitzender stand 
Thorolf Schulte für eine er-
neute Wiederwahl zum Bun-
desvorsitzenden des VBB 
nicht mehr zur Verfügung. 
Die Delegierten wählten 
Thorolf Schulte einstimmig 
zum Ehrenvorsitzenden des 
Verbandes. Als Nachfolger 

wurde Wolfgang Kamm zum 
Bundesvorsitzenden ge-
wählt.

 > Dienstrecht
 – Föderalismusreform;
 – Gesetz zur Neuordnung 

und Modernisierung des 
Bundesdienstrechts 
(Dienstrechtsneuordnungs-
gesetz – DNeuG) vom 5. Fe-
bruar 2009;

 > Bundeslaufbahnverordnung 
(BLV) vom 12. Februar 2009  – Neuordnung des Laufbahn-

systems;
 –  Ausnahmen für besonders 

leistungsstarke Beamtin-
nen und Beamte;

 –  Richtwertvorgaben für 
dienstliche Beurteilungen.

 > Änderungen von Verordnun-
gen mit besoldungsrechtli-
chem Bezug

 –  8. Verordnung zur Ände-
rung der Erschwerniszula-
genverordnung vom 7. Mai 
2008;

 –  Verordnung über die Ge-
währung eines Zuschlags 
zu den Dienstbezügen bei 
begrenzter Dienstfähigkeit;

 –  Verordnung über Ober-
grenzen für Beförderungs-
ämter in der Bundesver-
waltung (BOgrV);

 –  Neunte Verordnung zur  
Änderung der Verordnung 
über die Gewährung von 
Mehrarbeitsvergütung  
für Beamte (Bundesmehr-
arbeitsvergütung –  
BMVergV).

 < Erstes Gespräch der Bundesleitung mit dem Bundesminister der 
 Verteidigung, Dr. Franz Josef Jung.

 < VBB-Bundesvorsitzender mit dem Bundesminister der Verteidigung,  
Karl-Theodor Freiherr zu Guttenberg.
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 > Klageverfahren und Recht-
sprechung

 –  Musterverfahren zur 
amtsangemessenen 
 Alimentation.

 > Stellenbündelung im mittle-
ren Dienst

 –  Bündelung aller Dienst-
posten im mittleren 
Dienst bis zur Besoldungs-
gruppe A 8.

 > Schwerpunkte der Verbands-
arbeit

 –  Neuausrichtung und Mo-
dernisierung der Wehrver-
waltung;

 – Weiterhin betriebene Priva-
tisierungsmaßnahmen, wie 
das IT-Projekt Herkules und 
andere Kooperationspro-
jekte nach dem ÖPP-Mo-
dell.

 > Territoriale Wehrverwaltung 
und Truppenverwaltung

 –  Zusammenführung der 
Truppenverwaltungs- und 
Rechnungsführeraufgaben 
mit gleichgelagerten Auf-
gaben der Standortverwal-

tung (StOV) in Bundes-
wehrdienstleistungszent-
ren (BwDLZ).

 > Liegenschaftsmanagement 
und Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben (BImA)

 –  Die Planungs- und Organi-
sationshoheit des BMVg 
und damit auch die Statio-
nierungshoheit bleibt un-
berührt;

 –  Investive Baumaßnahmen 
werden grundsätzlich auch 
weiterhin durch die Bun-
deswehr verantwortet 
(Ausnahme: Liegenschaf-
ten mit Hauptnutzer Terr-
WV);

 –  Zur Vermeidung zeitlicher 
Verzögerungen werden die 
die Zusammenarbeit von 
Bundeswehr und BImA re-
gelnden Geschäftsprozesse 
so schnittstellenarm wie 
möglich ausgestaltet;

 –  Betreiber aller Liegenschaf-
ten – und damit bewährte 
Ansprechpartner für die 
Truppe – bleibt auch zu-
künftig die Wehrverwal-
tung; bundeswehreigene 
Konzepte zur Optimierung 

des Liegenschaftsbetriebes 
(Betreiber-Nutzer-Modell) 
können so auch in Zukunft 
in eigener Zuständigkeit 
entwickelt und umgesetzt 
werden.

 –  Durch den Erhalt der Perso-
nalhoheit für das im Lie-
genschaftsbetrieb einge-
setzte Personal ist dessen 
Befähigung für eine Aufga-
benwahrnehmung in den 
Auslandseinsätzen weiter-
hin gewährleistet.

 > Gleichstellungspolitik/Gen-
der Mainstreaming/Bundes-
gleichstellungsgesetz

 –  Umfangreiche Rechte der 
Gleichstellungsbeauftragten;

 –  Das explizite und konkreti-

sierte Verbot auch mittel-
barer Diskriminierung;

 –  Vorgaben für effektivere 
Gleichstellungspläne auch 
in Zeiten von Personal- und 
Stellenabbau;

 –  Verbesserte Regelungen 
zur Vereinbarkeit von Fami-
lie und Erwerbstätigkeit.

 > Novellierung der Laufbahn-
ausbildung im höheren und 
gehobenen technischen Ver-
waltungsdienst.

 > Bei den Personalratswahlen 
2008 konnte der VBB von den 
erstmals acht zu vergebenden 
Plätzen sieben für sich ge-
winnen und damit das Ergeb-
nis von 2004 bestätigen. 

 < Staatssekretär Dr. Otremba im Kreis der Bundesleitung.

 < Ministerialdirektorin Greyer-Wieninger bei der Frühjahrssitzung des 
VBB-Bundesvorstandes.
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 < Vertreter der Bundesleitung und die Sprecher der Arbeitsgruppe Technik 
bei Staatssekretär Wolf.

2010 bis 2014 –  
Vergangenheit – Gegenwart – Zukunft 
Bewahren – Handeln – Gestalten

 > Der XIV. Bundesvertretertag  
war der erste Vertretertag, 
der vom 13. bis 14. Oktober 
2010 in der Bundeshaupt-
stadt Berlin stattfand. Wolf-
ram Kamm wurde erneut 
zum Bundesvorsitzenden 
 gewählt.

 > Grundsätzliche dienst- und 
beamtenrechtliche Entschei-
dungen

 –  Kein Streikrecht für Beamte;
 –  Erste Verordnung zur 

 Änderung der Bundeslauf-
bahnverordnung (BLV)  
vom 20. Februar 2013.

 > Besoldung, Versorgung, be-
soldungsrechtliche Sonder-
gebiete

 –  Anpassung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen im 
Bund 2010/2011 (BBVAnpG 
2010/2011) vom 19. No-
vember 2010;

 < Der VBB-Bundesvorsitzende 
und der Parlamentarische 
Staatssekretär, Dr. Ralf Brauk-
siepe, MdB, treffen sich zu ei-
nem ersten Gespräch über die 
Zukunft der HIL.
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 < Hoher Besuch in der Baumschulallee: Zu einem intensiven Meinungs-
austausch konnten im Juni 2011 der Bundesvorsitzende Wolfram Kamm 
sowie die stellvertretenden Bundesvorsitzenden Rula Strehl, Gerhard 
Burmeister und Jürgen Mangerich die Vorsitzende des Verteidigungsaus-
schusses, Frau Dr. h.c. Susanne Kastner, MdB, begrüßen.
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 < dbb Bundesvorsitzender Peter Heesen, Bundesminister der Verteidigung, 
Dr. Thomas de Maizière, VAB-Bundesvorsitzender Herbert Schug und 
VBB-Bundesvorsitzender Wolfram Kamm (von links).
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 –  Besoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetz 
2012/2013 (BBVAnpG 
2012/2013) vom 15. August 
2012;

 –  Wiedergewährung der 
 Sonderzahlung vom  
20. Dezember 2011;

 –  Fachkräftegewinnung im 
Bund und Änderung weite-
rer dienstrechtlicher Vor-

schriften vom 15. März 
2012;

 –  Bundeswehrreform-Be-
gleitgesetz vom 21. Juli 
2012.

 > Neuausrichtung der Bundes-
wehr

 –  Bericht der Strukturkom-
mission mit dem Titel „Vom 
Einsatz her denken – Kon-

zentration, Flexibilität, Effi-
zienz“;

 –  Verteidigungsminister 
Dr. Thomas de Maizière 
legt mit den Verteidigungs-
politischen Richtlinien die 
sicherheitspolitische Grund-
lage für die Reform der 
Bundeswehr fest, die seit-
her als Neuausrichtung be-
zeichnet wird; 

 –  Aussetzung der Pflicht zur Ab-
leistung des Wehrdienstes;

 –  Verfassungsrechtliches 
Gutachten;

 –  Präsentation der Forsa-Um-
frage zur Bundeswehrre-
form im Rahmen einer 
Pressekonferenz in Berlin 
im Jahre 2013.

 –  „Dresdner Erlass“, der Ge-
neralinspekteur wird trup-

27

V
e

rb
a

n
d

 d
e

r 
B

e
a

m
te

n
 d

e
r 

B
u

n
d

e
sw

e
h

r

vbb

> vbb magazin | November 2016



pendienstlicher Vorgesetz-
ter aller Soldaten.

 > Binnenarbeitsmarkt der 
 Bundeswehr

 –  Die demografische Ent-
wicklung zwingt auch die 
Bundeswehr, sich auf die 
Herausforderungen im 
Wettbewerb um qualifi-
zierte Nachwuchskräfte 
vorzubereiten;

 –  Der bundeswehrgemeinsa-

me Personalkörper – unter 
anderem mit einer stärke-
ren Verzahnung des zivilen 
und militärischen Personal-
körpers – ist Chance und 
Herausforderung zugleich, 
die vorhandenen Potenzia-
le von zivilen Mitarbeiterin-
nen, Mitarbeitern, Soldatin-
nen und  Soldaten auch status- 
übergreifend besser zu nut-
zen, das vorhandene Perso-
nal noch zielgerichteter an 

den Arbeitsgeber Bundes-
wehr zu binden und den Bun- 
deswehrangehörigen ver-
stärkt planbare und vielfäl-
tige Perspektiven zu bieten

 –  Unter dem Begriff Binnen-
arbeitsmarkt Bundeswehr 
(BiAMBw) sind Maßnah-
men und Verfahren des 
Personalmanagements der 
Bundeswehr zusammenge-
fasst, die sich an alle Bun-
deswehrangehörigen rich-
ten und unmittelbar der 
personellen Bedarfsde-
ckung dienen;

 –  Der Erfolg eines Binnenar-
beitsmarktes Bundeswehr 
hängt maßgeblich davon 

ab, ob und inwieweit es ge-
lingt, die Aus-, Fort- und 
Weiterbildung und die be-
rufliche Entwicklung der 
Soldatinnen und Soldaten 
sowie der zivilen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter 
auf den Erwerb der für ei-
nen Status- beziehungs-
weise Laufbahnwechsel 
 erforderlichen bedarfs-/
verwendungsbezogenen 
Voraussetzungen auszu-
richten.

 –  Zur bundeswehrgemeinsa-
men Nutzung der in einer 
Statusgruppe erworbenen 
Befähigungen, Kenntnisse 
und Erfahrungen, die auch 
das Ziel haben, eine Flexibi-
lisierung von Statusgrup-
pen- und Laufbahnwech-
seln zu ermöglichen, kann 
es erforderlich werden, 
eine Änderung der ein-
schlägigen beamten- und 
soldatenrechtlichen Geset-
ze sowie Rechtsverordnun-
gen zu initiieren.

 > Personalratswahlen
 –  Der VBB ist weiterhin der 

„Marktführer“ in der Inter-
essenvertretung der Beam-

tinnen und Beamten. Der 
VBB stellte von 2012 bis 
2014 den Vorsitzenden des 
Hauptpersonalrates beim 
BMVg. Kollege Gerhard 
Burmeister trat im Mai 
2014 aufgrund einer ge-
troffenen Vereinbarung zu-
rück, war aber Ersten Stell-
vertretender Vorsitzender 
und Gruppensprecher der 
Beamten. 

 < Podiumsdiskussion anlässlich der Fachtagung „Auswirkungen der Bundeswehrreform auf Streitkräfte und Ver-
waltung“: Wolfram Kamm, Ernst Beck, MdB, Elke Hoff, MdB, Rolf Clement, Katja Keul, MdB, Rainer Arnold, MdB, 
Herbert Schug (von links).
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 < Protestaktion gegen die Bundeswehrreform.

 < Erstes Gespräch des VBB-Bun-
desvorsitzenden mit dem neuen 
beamteten Staatssekretär Gerd 
Hoofe mit den Themenschwer-
punkten Attraktivität und Bin-
nenarbeitsmarkt.

 < Präsentation der Forsa-Umfrage.
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 < Gespräch des Bundesvorsitzen-
den Wolfram Kamm mit der 
Bundesministerin der Verteidi-
gung, Frau Dr. Ursula von der 
Leyen, MdB.
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2014 bis 2016 – Zivilpersonal in der Bundeswehr –  
Licht und Schatten

 > Der XV. Bundesvertretertag 
fand am 8. und 9. Oktober 
2014 in Berlin statt. Wolfram 
Kamm wurde in seinem Amt 
als Bundesvorsitzender be-
stätigt.

 > Rüstungsprojekte im Blick-
punkt

 –  Staatssekretär Beemel-
mans und der Abteilungs-
leiter AIN, Detlef Selhau-
sen, wurden mit sofortiger 

Wirkung von ihren Ämtern 
entbunden;

 –  Risikoanalyse der zentralen 
Rüstungsprojekte;

 –  Viele Großprojekte halten 
weder Zeit- noch Finanz-
rahmen ein. Vor diesem 
Hintergrund hat auch das 
Vertrauen von Parlament 
und Öffentlichkeit in un-
sere Fähigkeit, Rüstungs-
projekte zielsicher aufzu-
setzen und professionell 

zu begleiten, aber auch 
fähigkeitsorientiert trans-
parent und effizient um-
zusetzen, Schaden ge-
nommen.

 > Agenda Attraktivität
 –  Im Koalitionsvertrag wurde 

vereinbart, den Aspekten 
der Attraktivität und Wett-
bewerbsfähigkeit der Bun-
deswehr eine hohe Priori-
tät einzuräumen.

 > Sozialdemokraten fordern 
Nachsteuerung der Bundes-
wehrreform

©
 V

B
B

 A
rc

hi
v

 < Anlässlich der Frühjahrssitzung 2014 des VBB-Bundesvorstandes unterrichtete der Präsident des Bundesamtes für 
das Personalmanagement der Bundeswehr, Herr Georg Stuke, das Gremium über die Personallage, die Probleme 
in der Zukunft hinsichtlich der Personalgewinnung, die Notwendigkeit des Binnenmarktes und den Aufbau des 
Bundesamtes.

 < XV. VBB-Bundesvertretertag: Festakt am 9. Oktober 2014.

©
 M

ar
co

 U
rb

an

29

V
e

rb
a

n
d

 d
e

r 
B

e
a

m
te

n
 d

e
r 

B
u

n
d

e
sw

e
h

r

> vbb magazin | November 2016



 –  Finanzen – Innerhalb des 
Verteidigungsetats müssen 
Umschichtungen vorge-
nommen werden;

 –  Verbesserung der Struktu-
ren;

 –  Nachsteuerung bei den 
Standorten.

 > Agenda „Bundeswehr in Füh-
rung – Aktiv.Attraktiv.Anders.“

 –  Führungs- und Organisati-
onsstruktur;

 –  Potenziale mobilisieren;
 –  Balance Familie und Dienst;
 –  Arbeitszeitautonomie;
 –  Karrierepfade;
 –  Gesundes Arbeiten;
 –  Moderne Unterkünfte;
 –  Verankerung der Bundes-

wehr in der Gesellschaft.

 > Bundeswehrfeuerwehr –  
mal wieder im Blickpunkt.

 > VBB bei Anhörung vor dem 
Verteidigungsausschuss des 
Deutschen Bundestages

 –   Gesetz zur Steigerung der 
Attraktivität in der Bundes-
wehr beschlossen – für Be-
amtinnen und Beamte ist 
dieses Gesetz eine Farce!

 > VBB bei der Auftaktveran-
staltung WEISSBUCH 2016 
am 17. Februar 2015 in Berlin 
vertreten.

 > Bundesministerin Dr. Ursula 
von der Leyen zeichnet Ger-
hard Burmeister mit dem Eh-

renkreuz der Bundeswehr in 
Gold aus.

 > VBB gibt Stellungnahme in 
Sachen 7. Besoldungsände-
rungsgesetz ab

 –  Aufnahme der Streichung 
des § 26 BBesG (Stellen-
obergrenzen) in das  
7. BesÄndG;

 –  Gleiche Anerkennung von 
Qualifizierungszeiten wie 
Berufsausbildung und Stu-
dium für die Beamtinnen 
und Beamten, die nunmehr 
den Soldatinnen und Solda-
ten zugestanden werden;

 –  Erweiterung der Tatbe-
standsvoraussetzungen für 
den Anspruch auf die Stel-

lenzulage Fernmelde- und 
Elektronische Aufklärung 
auch für die Kolleginnen 
und Kollegen der Akusti-
schen Aufklärung;

 –  Allgemein gültige Regelung 
zur Abgeltung von Bereit-
schaftsdienst;

 –  Erhöhung der Bundeswehr-
feuerwehr-Zulage;

 –  Beibehaltung der Zulage 
für die Wahrnehmung ei-
nes höherwertigen Amtes 
(§ 46 BBesG).

 > Zivile Karriere in der Bundes-
wehr in der Zukunft noch at-
traktiv?

 –  Zu diesem wichtigen 
 Thema hatten die Abge-

ordneten Rainer Arnold 
und  Thomas Hitschler in 
ihrer Funktion als vertei-
digungspolitische Spre-
cher und  Berichterstatter 
für den Einzelplan 14 der 
SPD-Bundestagsfraktion 
zu einer Diskussionsrunde 
eingeladen. Schwerpunk-
te liegen auf dem Hand-
lungsbedarf zur Attrakti-
vität bei Arbeitnehmern 
und Beamten  sowie auf 
mögliche Verschlechte-
rungen der Beteiligungs-
rechte für das Zivil- 
personal im Rahmen  
der Veränderung des  
Soldatenbeteiligungs- 
gesetzes.
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 < Der Parlamentarische Staatssekretär Markus Grübel, MdB, besucht den VBB in Bonn.

 < Personalratswahl 2016 – VBB-Listenführer treffen sich in Bonn.
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 < Erstes Gespräch des VBB-Bundesvorsitzenden mit dem Abteilungsleiter 
Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung, Herrn Generalleutnant 
Benedikt Zimmer.

 < VBB-Bundesvorsitzender im Gespräch mit dem Beauftragten  
WEISSBUCH im BMVg, Brigadegeneral Carsten Breuer.

 > Arbeitgeber Bundeswehr – 
richtig aufgestellt für die Zu-
kunft?

 > Zielbild Rüstungsmanage-
ment vorgestellt

 –  Nach der Bestandsaufnah-
me und der darauf grün-
denden Agenda Rüstung 
folgt ein strukturierter Dia-
log der Staatssekretärin 
Rüstung mit dem Bundes-
verband der deutschen Si-
cherheits- und Verteidi-
gungsindustrie. Aus der 
Perspektive der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter ist 
der Glaubwürdigkeit eine 
Schlüsselfunktion beizu-
messen. Dabei ist es aus 
Sicht des VB besonders hilf-
reich, wenn die Unterschie-
de zwischen einer Unter-
nehmenskultur und einer 
Behördenkultur erkannt 
und berücksichtigt werden.

 > Novellierung Soldatenbeteili-
gungsgesetz (SBG) – Referen-
tenentwurf sieht vom VBB 
geforderte Beibehaltung der 
Drittelerhöhung vor

 –  Der VBB hat es mit guten 
und nachvollziehbaren Ar-
gumenten erreicht, dass in 
dem überarbeiteten Refe-
rentenentwurf die soge-
nannte Drittelerhöhung 
nicht angetastet wird. Die 
Interessen der zivilen Be-
schäftigten bleiben damit 
gewahrt.

 > Durchlässigkeit der Lauf-
bahngruppen bleibt erhal-
ten – Erfolg für den VBB;

 –  VBB begrüßt, dass nach Ab-
schluss der Ressortverhand-
lungen der Praxisaufstieg 
vom mittleren in den geho-
benen Dienst erhalten wird;

 –  Dass gerade der Praxisauf-
stieg für den mittleren 
Dienst weiter erhalten wer-
den soll, ist auch der nach-
haltigen Verbandspolitik 
des VBB zu verdanken.

 > Informationsveranstaltung 
zur Organisationsanalyse 
BMVg

 >  Staatssekretär missbilligt In-
terview mit dem Deutschen 
BundeswehrVerband; die 

zeitliche Nähe zu den anste-
henden Personalratswahlen 
sei nicht akzeptabel. Der VBB 
hat darüber hinaus eine 
Gleichbehandlung noch 
rechtzeitig vor den Personal-
ratswahlen eingefordert.

 > VBB nimmt am Fachgespräch 
mit dem Bundesinnenminis-
terium (BMI) teil. Es kommt 
Bewegung in die Debatte um 
die wöchentliche Arbeitszeit 
der Bundesbeamten.

 >  –  Personalratswahlen 2016 –  
Daten und Fakten

 –  Hauptpersonalrat – Beam-
te: 6 Sitze VBB, 1 Sitz ver.di, 
1 Sitz DBwV, 1 Sitz GÖD.

 –  Bei den vier zu wählenden 
Personalräten im Bundes-
amt für das Personalma-
nagement der Bundeswehr 
– Bezirkspersonalrat (BPR), 
Gesamtpersonalrat (GPR) 
und örtliche Personalräte 
(ÖPR) in Köln und St. Au-
gustin – stellt der VBB den 
Vorsitzenden im BPR, GPR 
und im örtlichen Personal-
rat in St. Augustin. 

Ehrenvorsitzende des VBB

Lothar Beer † 

Thorolf Schulte

Ehrenmitglieder des VBB

Kaus-Jürgen Achterberg

Ulrich Behnel †

Gerhard Burmeister

Wolfhard Engler

Jürgen Essig

Heinrich Frahm †

Helmut Franke

Ortwin Hellwig †

Baldur Jacubus †

Herbert Jordan †

Martin Kammler

Werner Karrasch †

Heinz Knoke †

Dr. Georg Kreuzer †

Horst Krause

Dr. Albert Klas †

Wolfgang Müller

Hanspeter Oelmeier

Johann Paulsen

Wolfgang Reusch

Friedrich Riebel

Dr. Joachim Sack †

Jürgen Sauereßig

Wolfgang Schlink †

Franz Schmatz †

Karl Helmut Schnell †

Egon Storz

Hans Spieß †

Walter Trottier †

Wilhelm Trottenberg †

Erich Westhäuser †

 < Der VBB-Bundesvorsitzende im Gespräch mit dem Vorsitzenden des 
 Verteidigungsausschusses, Wolfgang Hellmich, MdB.
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Blutspenden heißt Leben retten
Der Blutspendedienst Bw führt seit über 50 Jahren in den Liegenschaften der 
Bundeswehr Blutspendetermine durch. 

Als zusätzlicher Service wird bei den meisten angebotenen Terminen kostenlos 
die Möglichkeit angeboten, sich in die international vernetzte Stammzellspender-
datei der Stefan-Morsch-Stiftung aufnehmen zu lassen. Dabei handelt es sich um 
eine durch den Inspekteur des Sanitätsdienstes genehmigte Kooperation. 

Spenden Sie Blut für lebensbedrohlich erkrankte Kameradinnen und Kameraden 
in den Einsatzlazaretten des  Auslands und in den Bw-Krankenhäusern! Darüber 
hinaus werden auf  Anfrage auch zivile Krankenhäuser in ganz Deutschland mit 
Blut versorgt.

Kontakt: ZInstSanBw Koblenz-Laborabteilung V/Blutspendedienst  
Telefon: 0261/896-77504

Kurzfristige Terminänderungen werden im intranet Bw veröffentlicht:  
http://Fachinfo.ZSan/Blutspende

Blutspendetermine im November/Dezember 2016
Datum Zeit Kaserne oder Straße  PLZ, Ort

15.11.2016 11.00–15.00 u. 16.00–18.00      Helmut-Schmidt-Universität      22043 Hamburg
16.11.2016 09.30–12.00 u. 13.00–16.00      Helmut-Schmidt-Universität 22043 Hamburg
17.11.2016 08.15–12.00 u. 13.00–15.00 BwKrHs 22049 Hamburg
23.11.2016        08.15–12.00 u. 13.00–15.00 Rommel-Kaserne 89160 Dornstadt
24.11.2016        08.15–12.00 u. 13.00–16.00 Kurt-Georg-Kiesinger-Kaserne 88471 Laupheim
29.11.2016        10.00–12.00 u. 13.00–16.00 Konrad-Adenauer-Kaserne 50968 Köln-Raderthal
30.11.2016        10.00–12.00 u. 13.00–14.30 Konrad-Adenauer-Kaserne 50968 Köln-Raderthal
01.12.2016        09.30–12.00 u. 13.00–16.00 Heinrich-Hertz-Kaserne 54550 Daun
06.12.2016        09.00–12.00 u. 13.00–15.00 BAAINBw 56073 Koblenz
08.12.2016        09.30–12.00 u. 13.00–15.00 Oberst-Hauschild-Kaserne 56727 Mayen
13.12.2016        10.00–12.00 u. 13.00–16.00 Luftwaffen-Kaserne 51147 Köln-Wahn
14.12.2016        10.00–12.00 u. 13.00–16.00 Luftwaffen-Kaserne 51147 Köln-Wahn
15.12.2016        10.00–12.00 u. 13.00–15.00 Luftwaffen-Kaserne 51147 Köln-Wahn
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